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Regionaler Newsletter 200804 vom 15. April bis 14. Mai 2008 
 
15.04.2008 npd-blog.info 
Hessen: Wöll droht Gefängnisstrafe  
Erst Anfang April trat Wöll nicht mehr für das Amt des NPD-Chefs in Hessen an , nun droht ihm eine 
Gefängnisstrafe. Laut einem Bericht der Frankfurter Rundschau  muss er sich am 25. Juni 2008 
erneut vor Gericht verantworten, weil er als NPD-Abgeordneter im Kreistag der Wetter au den 
Holocaust in Zweifel gezogen hatte.  
In der Berufungsverhandlung vor dem Gießener Landgericht wird die Entscheidung des Amtsgerichts in 
Friedberg überprüft, das den rechtsextremen Funktionär im vergangenen Jahr zu vier Monaten Gefängnis 
wegen Volksverhetzung verurteilt hatte. Die Richter sahen es als erwiesen an, dass Wöll damit den Mord an 
den europäischen Juden geleugnet hat. Der Wortlaut sei eindeutig, und Wöll habe sich bis zur Verhandlung 
nicht von der Aussage distanziert, obwohl er genug Gelegenheit dazu gehabt hätte, betonte der Richter. Im 
Hessischen Rundfunk hatte Wöll zudem betont, er könne sich nicht dazu äußern, ob es den Holocaust 
gegeben habe, da er sich `sonst strafbar machen würde`.  
Auschwitz - das präzendenzlose Verbrechen  
NPD-BLOG.INFO über Marcel Wöll.  
 
16.04.2008 http://www.wetterauer-zeitung.de/Home/Kreis/Staedte -und-
Gemeinden/Reichelsheim/Einstiegsdroge-in-rechte-Sze ne-Musik-
_arid,31843_regid,3_puid,1_pageid,79.html#null  
»Einstiegsdroge in rechte Szene: Musik« 
Reichelsheim (kai). »Eine rechte Szene gibt es in Reichelsheim nicht«, sagte Matthias Lapp Leiter der 
Kriminalpolizei in Friedberg. »Das Potenzial aber ist da. Es funktioniert ähnlich einer Lichterkette: Es muss 
nur jemand kommen und den Stecker in die Steckdose stecken«, warnte er während der 
Informationsabends der Stadt Reichelsheim zum Thema »Rattenfänger von rechts – droht unseren Kindern 
Gefahr?« am Dienstagabend im Reichelsheimer Bürgerhaus.  

 

 
»Rechtsextremismus gilt unter Jugendlichen als Kult urform«, warnt 
Wilfried Rexroth vom Landeskriminalamt.  
 
Dies untermauerte Jugendpfleger Jörg Pfaffenroth mit einem Bild: 
Nazischmierereien am Jugendtreffschild am Zimmerplatz. Erst vor wenigen 
Wochen habe er das Foto aufgenommen. »Wir beobachten in allen 
Altersgruppen Präferenzen für rechtes Gedankengut«, erklärte Wilfried 
Rexroth vom Landeskriminalamt Hessen (LKA) und dort unter anderem 
zuständig für das Aussteigerprogramm aus der Rechten-Szene. Immerhin 
kreuzten 4,5 Prozent der Wähler bei den letzten Wahlen in Reichelsheim die 
rechtsextreme NPD an. 
 
»Seit 2001 beobachten wir im Wetteraukreis einen kontinuierlichen Anstieg 
rechtsextremistischer Taten«, sagte Kripo-Chef Lapp. Das Tragen 
verbotener Zeichen und Volksverhetzung sind die häufigsten Delikte. Der 
Wetteraukreis zähle auch unter der vor kurzem in Wohnbach neu gewählten 

hessischen NPD-Führung zu den Gegenden, wo sie in der Fläche bleiben wolle. In fünf Kommunal-
parlamenten im Kreis hat die Partei Sitze errungen, und zehn Stützpunkte – unter anderem auch in 
Reichelsheim und Echzell – sind den Behörden bekannt. Rund 100 Mitglieder werden der Partei im 
Wetteraukreis zugerechnet. 
Lapp riet den 40 Vereinsvertretern, die zu dem Infoabend gekommen waren, wachsam zu sein. »Seien sie 
aufmerksam, wenn jemand zu den von den Rechten favorisierten Terminen einen Raum mieten will, fragen 
Sie nach.« Sommer- und Wintersonnenwende, Hitlers Geburtstag (20. April), der Todestag von Rudolf Hess 
(17. August) und der 1. Mai seien die bevorzugten Termine für Treffen der rechten Szene. 
»Die Einstiegsdroge in diese Szene ist die Musik«, erklärte Rexroth. »80 bis 90 Prozent der jungen Leute 
kommen über die Musik in die Szene«, schätzt er. Rechte Sympathisanten verteilten auf Schulhöfen CDs mit 
verbotenem Liedgut. Davon wusste eine Mutter zu berichten: »Vor einigen Monaten wurden an der 
Singbergschule in Wölfersheim solche CDs von Leuten verteilt. Die Schulleitung reagierte schnell, doch die 
ersten Polizisten tauchten erst zwei Stunden später auf, das kann nicht sein«, beschwerte sie sich. 
Die NPD habe die Jugend im Visier. »Sie ist von der Altersstruktur die jüngste Partei«, sagte Rexroth. »Die 
etablierten Parteien haben nicht die Leute, die die Jugend ansprechen.« Der LKA-Mann beklagte: »In 
unserer Gesellschaft geht die Akzeptanz von Demokratie zurück.« Über Kameradschaften, rechte Cliquen 
und die Musik finden Jugendliche Zugang. Rechtsextremismus habe als Kulturform unter Jugendlichen 
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Einzug gehalten. Damit versuchten sie sich abzugrenzen. »Rechtsextremismus ist ein Feld, auf dem 
Jugendliche Erwachsene provozieren können, sie schlüpfen in die Oppositionsrolle.« Übers Internet 
gelangen sie schnell an Informationen. »Die rechten Homepages sind ansprechend gestaltet, sodass 
Menschen dort hängen bleiben«, erklärte Rexroth. 
An der Musik und bestimmter Markenkleidung erkennen sich die Rechten: Marken, auf denen beim Tragen 
die Buchstaben NSDAP ins Auge fallen oder die Zahlenkombinationen 88, 18 oder 192, diese stehen für 
Hitlers Initiale, werden gewählt. »Der Witwe-Bolte-Versand verkauft alles, was Jugendliche interessiert. 
Achten sie darauf, wenn ihre Kinder davon Päckchen bekommen«, warnte Rexroth. »Die Rechten sind für 
Jugendliche interessant, weil sie einfache Erklärungen liefern, sie bieten eine unkomplizierte 
Weltinterpretation und isolierten Jugendlichen eine Heimat«, zählte er auf. Erschreckend sei, dass wenn er 
zur Aufklärung in Schulen gehe, bei simulierten Wahlen in vielen Schulformen 25 bis 30 Prozent der Schüler 
die NPD ankreuzten. Deshalb forderte Rexroth auf, Jugendarbeit nicht zu vernachlässigen. Habe eine 
Gemeinde genügend Angebote für Jugendliche und leiste sie sich einen Jugendpfleger und Räume zum 
Treffen, sei dies die beste Prävention. 
Gute Vereinsarbeit sei ebenso wichtig: Feuerwehren und Sportvereine sind Orte des sozialen Lernens. 
Verantwortliche sollten hier wachsam sein, denn die Gefahr der Unterwanderung von Rechts bestehe. 
»Unser Blick gilt nicht nur den einzelnen Jugendlichen, sondern der ganzen Landschaft. Wichtig ist dass sich 
alle Menschen Gedanken machen«, appellierte Rexroth. »Schärfen sie ihre Wahrnehmung.« Das Thema 
Rechtsextremismus dürfe nicht tabuisiert werden, ein gemeinsames Konzept auch in den Familien sei 
wichtig. 
»Bitte tragen Sie diese Informationen in ihre Vereine weiter«, bat Dieter Falzmann, der Vorsitzende des 
Sozial- und Kulturausschusses im Stadtparlament und Organisator des Abends. 
© Wetterauer Zeitung 2008 - www.wetterauer-zeitung.de  
 
16.04.2008 http://www.endstation-
rechts.de/index.php?option=com_content&task=view&id =1379&Itemid=240  
Der Retter der Zwerge tritt ab! Ein politischer Nac hruf auf Marcel Wöll   

Die NPD in Hessen hat einen vergleichsweise ruhigen Machtwechsel hinter sich 
gebracht. Der bisherige Landeschef Marcel Wöll ist nicht wieder angetreten und hat 
seinen Kameraden nahe gelegt, doch bitte Jörg Krebs zu wählen.  
Diesen Wunsch erfüllten die Delegierten des Landesparteitags der hessischen NPD 
am 6. April auch gerne. Wird sich Wöll in Zukunft wieder stärker in der Medien-
landschaft, als Sprecher der „Kritische Nachrichten der Woche“, engagieren?  
Mit der Sendung im Tagesschau-Format sorgte Wöll für Aufmerksamkeit über das 

rechte Spektrum hinaus. Von Butzbach aus versuchte er, im Kampf um die Informationshoheit einen 
Gegenpol zu den „Systemmedien“ zu liefern. Die Parteispitze der Nationaldemokraten frohlockte, dass sie 
nun eine multimediale Ergänzung zur Parteizeitung bekommen würde. Die ersten beiden „Wochenschauen“ 
konnten noch im Video-Portal Youtube veröffentlicht werden. Dann aber wurden die „Kritischen Nachrichten“ 
mit Blick auf die Nutzungsbedingungen gesperrt.   
Die „Kritischen Nachrichten“ wurden nach dem Youtube-Rausschmiss hauptsächlich über Wölls 
Internetportal „volksfront-medien“ verbreitet. Dort sind nicht nur die neuesten NPD-Nachrichten zu finden. 
Musikvideos, Berichte über Demonstrationen und Aufmärsche der Rechten, ja sogar Satire-Spots werden 
dem rechten Publikum präsentiert. NPD-Wahl-Werbespots sind auch zu finden.  
Eben jene sind Wöll wohl zum Stolperstein geworden. Er hatte für den hessischen Landtagswahlkampf 2008 
einen solchen produziert. Drei Zwerge graben im Wald nach Münzen. Ihre Funde müssen sie aber an die 
„Politik-Bonze“ wieder abgeben. Da taucht der furchtlose Retter Wöll in Ritterrüstung höchst selbst auf. Er 
verjagt den Polit-Bonzen und gibt den Zwergen ihre Münzen zurück. Danach folgte das Märchen vom 10-
Euro-Mindestlohn, einer 1.000 Euro Mutterrente und dem Ehestandsdarlehen von 20.000 Euro. Der 
Wahlwerbespot mit Homevideo-Charme sorgte selbst in NPD-Kreisen für Ratlosigkeit. Der Erfolg des Spots 
blieb gering: Nicht einmal 1 Prozent der Wähler machten ihr Kreuz bei der NPD. Die 
Wahlkampfkostenerstattung ging somit flöten.  
Nach diesem Wahlergebnis stand Wöll nicht mehr für das Amt des hessischen NPD-Parteivorsitzenden zur 
Verfügung. Damit ist die politische Karriere des Marcel Wöll vorerst auf Eis gelegt. Aus der freien 
Kameradschaftsszene schaffte er über die NPD 2006 den Sprung in die Stadtverordnetenversammlung 
seiner Heimatstadt Butzbach. Im selben Jahr wurde er zum Landesvorsitzenden der NPD in Hessen gewählt 
und führte die Partei als Spitzenkandidat im hessischen Landtagswahlkampf 2008. 
Der 1983 geborene Schreinergeselle kann sich jetzt verstärkt um seine Familie kümmern: Wöll ist verheiratet 
und hat ein Kind. Außerdem könnte er sich wieder verstärkt seiner journalistischen Passion widmen. 
Oder aber Wöll wandert ins Gefängnis. Wie die Frankfurter Rundschau berichtet, muss Wöll am 25. Juni 
erneut vor Gericht erscheinen. Die Berufungsverhandlung vor dem Gießener Landgericht soll nun ein Urteil 
des Amtsgerichts Friedberg überprüfen. Damals war Wöll zu vier Monaten Gefängnis verurteilt worden.   
 
Marcel Wölls  Zwergen-Video gibt es auf der Seite Volksfront-Medien .   
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Verwandte Artikel: 
·  Neuer NPD-Chef in Hessen   
·  Anspielung auf Deportationen im sächsischen Landtag   
·  Bundesbruder von Danubia bei Treffen von Rechtsextr emen  
·  Sylvia Stolz bleibt im Gefängnis   
·  Bahn-Chef Mehdorn als „Führer der neuen Reichsbahn“  beschimpft   

 
17.04.2008 http://www.antifa-buendnis-ka.de/presse/2008/200804 17.html  
Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes - Bund d er Antifaschisten (VVN-BdA) 
Presse-Info: Karlsruhe ist bunt statt braun - Aufstehen gegen "N PD-Zentrum" 
Offenbar hat die NPD das Gebäude in der Badener Str. 34 in Karlsruhe-Durlach gemietet und nutzt es 
bereits für sich und neofaschistische Kameradschaften, wie gestern durch SWR4 Badenradio bekannt 
wurde. Jetzt sind Hinweise aufgetaucht, dass dort noch im April unter Missachtung der städtischen Auflagen 
eine erste Propagandaveranstaltung stattfinden soll. 
Die Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes - Bund der Antifaschisten (VVN-BdA) ruft alle Bürgerinnen 
und Bürger von Durlach, Karlsruhe und der Region auf, diese Propagandaveranstaltung als faktische 
Eröffnung des "NPD-Zentrums" in unserer Stadt zu vereiteln. 
 
"Solange keine Ruhe, bis die NPD verschwunden ist."  
Wie berichtet, hatte das Antifaschistische Aktionsbündnis Karlsruhe (AAKA) im März die Initiative ergriffen 
und mit Oberbürgermeister Fenrich unter einmütiger Zustimmung aller Gemeinderatsfraktionen vereinbart, 
die Bürgerinnen und Bürger in einer öffentlichen Veranstaltung - getragen von einem breiten Kreis von 
gesellschaftlichen Organisationen und Institutionen - über die Gefahren aufzuklären, die von der NPD und 
den Kameradschaften ausgehen. 
Silvia Schulze, Sprecherin der VVN-BdA Karlsruhe, stellt dazu fest: "Das ist und bleibt sehr wichtig, genügt 
aber jetzt nicht mehr. Wenn es der NPD gelingen sollte, diese erste Propagandaveranstaltung 
durchzuziehen, hat das demokratische Gemeinwesen bereits einen äußerst schwerwiegenden Schaden 
genommen. Das darf nicht zugelassen werden. Es kann solange keine Ruhe geben, bis die NPD 
verschwunden ist." 
 
Sondersitzung des Antifaschistischen Aktionsbündnis ses am 21. April 
Weiter teilt die VVN-BdA mit, dass die Mitglieder des AAKA am 21. April zu einer Sondersitzung zusammen 
kommen und Maßnahmen beraten wollen. Die VVN-BdA setzt sich dafür ein, dass den dumpfbackenen 
Neonazis ein kreativer Protest unter dem Motto "Karlsruhe ist bunt statt braun" entgegen gesetzt wird, der 
dem kreativen Protest des Oberbürgermeisters und des Gemeinderats mittels baurechtlicher Maßnahmen in 
nichts nachsteht. 
 
NPD-Verbot jetzt! Appell an Innenminister: V-Leute abschalten! 
Angesichts der bevorstehenden Innenministerkonferenz erklärte gestern die Bundesorganisation der VVN-
BdA, dass die NPD wegen Verbreitung von rassistischer und faschistischer Ideologie und Gewaltbereitschaft 
jetzt und nicht irgendwann, wenn es vielleicht zu spät ist, verboten und aufgelöst werden muss. Diese an die 
Abgeordneten des Deutschen Bundestages gerichtete Forderung nach einem neuen Verbotsverfahren 
wurde im vergangenen Jahr in der von der VVN-BdA initiierten bundesweiten Kampagne "nonpd - NPD-
Verbot jetzt!" von mehr als 175.000 Bürgerinnen und Bürgern unterzeichnet. 
Es liege jetzt in der Verantwortung der Innenminister, den entscheidenden Schritt einzuleiten: "Die 
Abschaltung der V-Leute, bei denen es sich um vom Staat aus Steuergeldern finanzierte Neonazis handelt." 
 
19.04.2008 http://www.rnz.de/cgi-
bin/netcontent/suche?func=anzeigen&id=100202389&fil ename=Rechtsextreme_Strukturen_aendern_
sich_staend-
mms.xml&sqlsuche=NPD&linknummer=77&code=&fastsearch =&searchout=on&archivsearch=&foru
msearch=&votesearch=&preview=&control=&weitere=&fil elock=&personalsearch=&range=&.html  
Rechtsextreme Strukturen ändern sich ständig 
Eberbach. (MD) "Man muss die Leute im Auge behalten", war Paul Schusters Resumee, als er am 
Donnerstag eineinhalb Stunden lang im Rahmen der "Antifaschistischen Veranstaltungsreihe" referiert hatte. 
Im dritten Vortrag ging es im Restaurant am Leopoldsplatz um "Wo sind all die Kameraden hin – die rechte 
Szene im Rhein-Neckar-Raum". Eingeladen dazu hatten wieder die DGB Ortsverbände Eberbach und 
Hirschhorn, die Linke, Antifa Heidelberg, GEW Rhein-Neckar und der Arbeitskreis gegen Rassismus, 
Antisemitismus und Rechtsextremismus. Rund vierzig Zuhörer kamen.  
Schuster, eigenen Angaben zufolge freier Mitarbeiter mehrerer Zeitungen und seit etwa 20 Jahren 
Beobachter der regionalen und bundesweiten Nazi-Szene, erläuterte, dass sich in dieser ständig die 
Strukturen änderten. "Die Rhein-Neckar-Region wird von denen recht gut abgedeckt". Näher nahm er daher 
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das "Aktionsbüro Rhein-Neckar" unter die Lupe. Das sei als Zusammenschluss verschiedener Neonazi-
Kameradschaften gegründet worden. Dennoch sei nach außen hin stets beteuert worden, dass es keine 
festen Strukturen gibt. Von anfangs sieben Mitgliedsgruppen existiere mittlerweile nur noch die 
"Kameradschaft Vorderpfalz". Die mache durch Aktionen wie Kundgebungen, Demos, Infostände und 
Abende mit alten Kampfliedern auf sich aufmerksam. 
Auch die NPD tauche trotz Rauswurfs ihres früheren Vorsitzenden Günter Deckert, der auch schon in 
Eberbach als Bürgermeisterkandidat aufgetreten ist, immer wieder auf. Paul Schuster erwähnte auch eine 
vor wenigen Tagen in der Stadt verteilte Postkarte der Deutschen Liste. Mindestens zwei Leute aus 
Eberbach sind laut Schuster Mitglied der "Heimatdeutschen treuen Jugend", die ebenfalls der rechten Szene 
zuzuordnen sei. Bei Lagern hießen deren Zelte etwa "Führerbunker" und "Wolfsschanze".  
 
20.04.2008 http://www.ka-news.de/karlsruhe/news.php4?show=mia2 008420-933K  
Badener Straße in Durlach - Polizei verhindert Zusa mmenstöße 

 
Die Badener Straße 34 kommt weiterhin nicht zur Ruh e (Foto: ka-
news) 
 
Karlsruhe/Ettlingen  - Mit einem Polizeieinsatz konnten am 
Samstagabend in Durlach Zusammenstöße zwischen Angehörigen des 
rechts- und linksextremen Spektrums verhindert werden. Hintergrund der 
Auseinandersetzung waren die Verhältnisse um das Anwesen Badener 
Straße 34, wo am Abend ein Treffen von Rechtsradikalen geplant war. 
Das Karlsruher Rathaus teilte am späten Sonntagnachmittag in einem 

Sonderpressedienst mit, Stadt und Ordnungskräfte hätten "umsichtig und entschlossen gehandelt, um 
möglichen Aktionen rund um den 20. April in oder um das Gebäude in der Badener Straße zuvor zu 
kommen". 
Vertreter des Bauordnungsamtes und des Zentralen Juristischen Dienstes eröffneten dort gegen 18.30 Uhr 
im Beisein von Polizeibeamten den vier Anwesenden eine Untersagungsverfügung und zeigten im Falle der 
Nichtbeachtung unmissverständlich die Konsequenzen auf. Die vier Anwesenden befolgten die Verfügung 
und verließen das Gebäude. Die etwa 40 bis 50 Personen der rechtsradikalen Szene aus Karlsruhe und der 
weiteren Umgebung, die sich auf dem Anmarsch beziehungsweise auf der Anfahrt zur Badener Straße 34 
befanden, wurden von der Polizei mit Hinweis auf die Verbotsverfügung zurückgewiesen und gleichzeitig mit 
einem Platzverweis für Durlach belegt.  
Etwa zeitgleich versammelten sich vor der Durlacher Festhalle etwa 150 Personen des linken Spektrums. 
Nach Einschätzung der Polizei mussten etwa die Hälfte davon der gewaltbereiten örtlichen und überörtlichen 
Szene zugeordnet werden. Diese Gruppe formierte sich zu einem Demonstrationszug in Richtung Badener 
Straße und wurde von einem schwarzen und teils vermummten Block angeführt. Zahlreiche 
Feuerwerkskörper, Pyrotechnik mit Rauchentwicklung und Bengalfackeln begleiteten das abendliche 
Spektakel. Etwa 50 Meter vor dem Zielgebäude stoppte die Polizei mit rund 50 Einsatzkräften den 
Demonstrationszug.  
 
Polizei behält Badener Straße weiter im Auge  
Mehrere Autonome versuchten erfolglos, die Polizeikette zu durchbrechen. Dabei mussten die Beamten 
auch unmittelbaren Zwang anwenden. Einer der Demonstranten, der besonders intensiv Widerstand 
geleistet hatte, habe nur durch Pfefferspray abgehalten werden können nd wurde dabei leicht verletzt, heißt 
es in einem Polizeibericht. Einsatzleiter, Polizeirat Martin Plate, nahm mit dem Wortführer der 
Demonstranten Kontakt auf und erläuterte ihm die bereits erfolgten Maßnahmen von Stadt und Polizei 
gegen das geplante Zentrum von Rechtsradikalen (ka-news berichtete). Nach und nach löste sich daraufhin 
die Versammlung auf.  
Im weiteren Verlauf des Abends registrierte die Polizei auf der Bulacher Straße in Ettlingen mehrere 
Personenwagen mit insgesamt rund 30 Angehörigen der rechten Szene, die sich in Richtung Jugendzentrum 
bewegten. In einem entschlossenen Einsatz der Polizei versprengte sich die Gruppe. Bei einigen habe die 
Polizei die Personalien feststellen und erfahren können, dass sie sich zuvor in Durlach aufgehalten hatten.  
 
Weitere Belege für Aktivitäten der Rechstextremiste n?  
Die Polizei wolle auch in den kommenden Tagen das Geschehen in der Badener Straße in Durlach 
beobachten und gemeinsam mit der Stadt Karlsruhe alle rechtlichen Mittel anwenden, um rechtsradikale 
Umtriebe zu verhindern, ließ die Polizei verlauten. In einer Pressemitteilung der Karlsruher "Antifa" hieß es 
dagegen am Nachmittag, es seien weitere Belege aufgetaucht, dass die NPD das Haus in der Badener 
Straße 34 als Parteizentrum nutze. Ein Parteimitglied sei schon eingezogen und eine Konstruktion gefunden 
worden, wonach die NPD offiziell nicht als Mieterin in Erscheinung tritt, das Haus aber gemeinsam mit der 
Rastatter Kameradschaft nutze. Nach Angaben der Autonomen "Antifa Karlsruhe" habe sich am 
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Samstagabend die Situation zugespitzt. Nach deren Angaben seien über 200 "Antifaschisten" in einer 
Spontandemonstration von der Festhalle Durlach zur Badener Straße gezogen.  
"Die antifaschistische Demonstration protestierte lautstark und in Flugblättern gegen das rechtsextreme 
Zentrum. Zugleich räumte die Polizei das Gebäude, das am Nachmittag von über 20 Neonazis besucht 
wurde. In dem ehemaligen Hotel sollte am Abend eine Neonazi-Feier stattfinden. Nicht ganz zufällig am 
Vorabend des Geburtstags von Adolf Hitler", heißt es in der Mitteilung der Antifa. Oberbürgermeister Heinz 
Fenrich ließ am späten Sonntagnachmittag mitteilen die Bürgerinnen und Bürger der Stadt könnten sich auf 
die Zusage verlassen, "alle uns zur Verfügung stehenden juristischen Möglichkeiten zu nutzen, um eine 
Verwendung des Gebäudes in der Badener Straße 34 durch die NPD oder andere Gruppierungen am 
rechtsextremen Rand unserer Gesellschaft zu verhindern."  
In Karlsruhe werde man vor rassistischem, fremdenfeindlichem Gedankengut nicht zurückweichen, so 
Fenrich. Das gelte aber auch und in gleicher Entschlossenheit für gewalttätige Gruppierungen von Links und 
deren Sympathisanten: "Man kann nicht die Verteidigung des Rechtsstaates vorgeben, wenn man als 
gewaltbereite, vermummte Chaoten auftritt und handelt." Stadt und Ordnungskräfte würden auch in Zukunft 
das Gebäude verstärkt im Blick behalten, um schnell und angemessen auf Entwicklungen reagieren zu 
können, so OB Fenrich abschließend. (mia/smj) 
 
21.04.2008 http://www.antifa-buendnis-ka.de/  
Spontandemo gegen das NPD-Zentrum in Durlach 
Ungeachtet aller Proteste wird das Gebäude "Badener Str. 34" in Durlach zum Neonazi-Zentrum ausgebaut 
und von der NPD und der Rastatter "Kameradschaft" gemeinsam genutzt. 
Für den 19.4.2008 war eine Feier im neuen Zentrum geplant: keinesfalls zufällig am Vorabend des 20. April, 
dem Geburtstag Hitlers. 
Gegen das geplante Neonazi-Zentrum und gegen die gegenwärtige Zuspitzung formierte sich am 19.4.2008 
eine spontane Demo. Wir dokumentieren das dort verteilte Flugblatt.  mehr...  
 
21.04.2008 http://www.ka-news.de/karlsruhe/news.php4?show=smj2 008421-180K 
Großaufgebot in Durlach - Nutzung des Exbordells we iter unklar 

 
Konfrontation von rechts- und linksextremen in der Badener Straße 
(Foto: ka-news) 
 
Ein Bericht von Meinrad Heck  
 
Karlsruhe - Der Beamte in grüner Einsatzuniform ist stocksauer: "Mein 
Großvater wurde von Nazis im KZ umgebracht, die brauchen mir gar nix 
zu erzählen." "Die", das sind ein paar gewaltbereite 
Schwarzvermummte, aber auch gewaltlose Antifaschisten, die sich am 
Samstagabend im Karlsruher Stadtteil Durlach zu einer "spontanen 

Protestdemonstration" treffen und auch Polizisten anpöbeln, weil die eine Konfrontation verhindern wollen. 
Es geht um ein Eckhaus in der Badener Straße. Die Immobilie war vor Jahren ein illegales Bordell, sie soll 
vergangenen Herbst verkauft worden sein - mit dem Ziel, dort ein nationales Zentrum der NPD zu etablieren. 
Weil die Situation am Wochenende zu eskalieren drohte, haben die Behörden ein Zentrum für 
Rechtsextreme geschlossen (ka-news berichtete). Ein Großaufgebot an Polizei schritt ein, um die 
Konfrontation von Neonazis und Gegendemonstranten zu verhindern.  
 
Aufmarsch am Vorabend des 20. April - Hitlers Gebur tstag  
Es ist der Vorabend des 20. April - Hitlers Geburtstag. Das ist ein Datum, an dem Staatsschutzabteilungen 
landauf, landab hochsensibel sind. Behörden und Demonstranten befürchten eine Nazifeier in diesem 
Eckhaus. Die Stadt lässt in einer Eilentscheidung jegliche Nutzung des Gebäudes untersagen. Ein paar 

bekannte Rechtsextremisten fügen sich und verlassen das Haus, wenige 
Meter weiter zündet der schwarze Block ein paar Feuerwerkskörper, eine 
Fernsehkamera hält auf die Szene, eine Polizeisperre wird fast überrannt. 
Verstärkung rückt an, ein renitenter Demonstrant wird mit Pfefferspray außer 
Gefecht gesetzt. "Wir leben in einem Rechtsstaat", sagen die Polizisten. Sie 
müssen plötzlich Neonazis schützen, sie stehen dazwischen, werden "dumm 
angequatscht". "Auch wir sind gegen die Rechten", sagt einer, jetzt steht er 
in der Barriere und findet es "zum Kotzen". Später am Abend stöbern die 
Beamten knapp 50 Neonazis im Großraum Karlsruhe auf und erteilen ihnen 
Platzverweise.  
 
Steckt die NPD - oder steckt die Rastatter Kamerads chaft hinter den 
Umtrieben in Durlach? (Foto: DDP/AFP) 
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Seit Wochen läuft in Karlsruhe dieses Katz-und-Maus-Spiel. Nach heftigen Protesten aus der Nachbarschaft 
und jahrelangem Rechtsstreit hatte es die Stadt geschafft, ein illegales Bordell in jener Badener Straße zu 
schließen. Das fragliche Haus wurde von Behörden versiegelt, vom Eigentümer daraufhin angeblich an eine 
tschechische GmbH verkauft. Angeblich, weil keiner weiß, wer wirklich hinter dieser Firma steckt, die 
zufälligerweise 14 Tage vor Unterzeichnung des Kaufvertrages ins Handelsregister eingetragen worden war. 
Von einem theoretischen Vorkaufsrecht konnte die Stadt Karlsruhe seinerzeit keinen Gebrauch machen, 
"weil kein Tatbestand vorlag, der uns dazu berechtigt hätte", sagte ein Sprecher der Verwaltung mit 
Bedauern. Dann folgte der Vorstoß eines unbekannten tschechischen Advokaten aus Prag, der im Rathaus 
anfragte, ob das Haus als NPD-Zentrum genutzt werden könne. Das brachte alle demokratischen 
Gruppierungen auf die Palme. In einer breit angelegten Kampagne wollen Stadtverwaltung, politische 
Parteien und antifaschistische Aktionsbündnisse demnächst über rechtsextreme Strategien und Praktiken 
informieren, weil sie "für Außenstehende auf den ersten Blick oft nicht zu durchschauen sind", wie OB Heinz 
Fenrich (CDU) erklärte.  
 
Hat die Rastatter Kameradschaft Beziehungen zur Ras tatter CDU?  
Um dieses rechte Zentrum zu verhindern, änderte die Stadt in Windeseile einen Bebauungsplan und erklärte 
den fraglichen Straßenzug zum reinen Wohngebiet. Die Aktivitäten eines Rastatter Advokaten machten die 
Behörden wenig später erneut stutzig. Ein Rechtsanwalt beantragte im Auftrag der neuen Eigentümer die 
Entsiegelung des Gebäudes, das nach dem Bordellstreit geschlossen worden war. Der Anwalt ist laut 
Stuttgarter Zeitung (STZ) CDU-Mitglied in Rastatt. Wiederholt war er in der Vergangenheit öffentlich kritisiert 
worden, weil er immer wieder bei juristischen Auseinandersetzungen Mitglieder der vom Verfassungsschutz 
als "eindeutig neonazistisch" eingestuften Rastatter Kameradschaft vertreten hatte. Sicherheitsbehörden 
vermuten, dass hinter den Nutzern des Durlacher Eckhauses eben nicht die NPD, sondern genau jene 
Rastatter Kameradschaft steckt.  
Die besagte Kanzlei, deren Name in der STZ genannt ist, erklärte auf Anfrage der Stuttgarter Zeitung, dass 
sie zu den Nutzern des Gebäudes "nach Rücksprache mit unserer Mandantin keine Stellung" beziehen 
werde. Die StZ-Anfrage, wie der Rastatter Advokat vor dem Hintergrund seiner CDU-Mitgliedschaft die 
öffentliche Kritik, er vertrete häufig Mandanten aus dem rechten Spektrum, bewerte, beantwortete die 
Kanzlei mit der Ankündigung "presserechtlicher Schritte". Denn, so erklärte eine Anwältin des Rastatter 
Büros, "die Fragestellung an sich stellt schon einen Angriff auf ein unabhängiges Organ der Rechtspflege 
dar". Die Kanzlei vertrete "diskriminierungsfrei Mandanten jeglicher Couleur".  
[Meinrad Heck ist Karlsruhe-Korrespondent der "Stut tgarter Zeitung". Der Beitrag erschien dort am 
heutigen Montag, 21. April. Veröffentlichung mit fr eundlicher Genehmigung des Autors.] 
 
21.04.2008 URL: http://www.fr-online.de/in_und_ausland/politik/aktu ell/?em_cnt=1322704  
Karlsruhe - Eine Stadt wehrt sich gegen NPD-Schulun gszentrum 
VON GABRIELE RENZ 
Karlsruhe . Gisela Schmitt hat es wieder überstanden. Am Wochenende tummelten sich unter dem Fenster 
der 70-Jährigen in der Badener Straße im Karlsruher Stadtteil Durlach Männer aus der rechtsextremistischen 
Szene. Eine Kameradschaft wollte im Nachbarhaus in Hitlers Geburtstag hineinfeiern. Daraus wurde nichts. 
Die Polizei und der juristische Dienst der Stadt schmissen die Truppe per "Untersagungsverfügung" hinaus 
und fingen etwa 50 Rechtsextreme, die im Anmarsch waren, ab. Die Nazi-Feier fiel aus. Gleichzeitig wurde 
ein schwarzer Block mit teils gewaltbereiten Linksautonomen aufgelöst, der sich in Richtung Badener Straße 
in Marsch setzen wollte. Gisela Schmitt hat "großes Vertrauen" in die Stadt, sagt sie. Das war nicht immer 
so. 
Vier Jahre lang kämpfte sie mit ihren Nachbarn gegen ein Bordell in eben diesem Nachbarhaus. Beim 
Thema Huren hätten die Herren auf den Ämtern jedoch nur gelacht über die Empfindlichkeit der Ex-
Buchhalterin. Die Behörden lachen schon lange nicht mehr. Eigentlich schon seit dem Tag, als Freier oder 
Bodyguards der Damen einen 54-jährigen Nachbarn "fast totgeschlagen" hätten. Dann erst wurde das als 
Hotel garni genehmigte, zum Freudenhaus umgebaute Jugendstilgebäude versiegelt. Und offenbar verkauft. 
Denn bei der Stadt meldete sich Ende März die neue Eigentümerin, eine GmbH tschechischen Rechts, über 
ihren tschechischen Rechtsanwalt. Es gebe zwei neue Mietinteressenten: Die frühere Bordell-Betreiberin 
oder die NPD, die ein "nationales Schulungs- und Kultuszentrum" einrichten wolle. Huren oder Nazis: Die 
Anwohner waren entsetzt. 
 
Hinterm Vorhang 
Bald kamen die ersten Spähtrupps, mit Glatze, Tarnhosen, Springerstiefeln. Sie seien, berichtet Gisela 
Schmitt, in einem Kombi mit Frankfurter Kennzeichen vorgefahren. Ihr Mann machte Notizen. Raus getraut 
hat sich die Rentnerin nicht. Auch die Nachbarn blieben hinter ihren Vorhängen. 
Alle Fraktionen des Karlsruher Gemeinderates sind sich einig, ein NPD-Schulungszentrum verhindern zu 
wollen. Man schlage "mit allen rechtsstaatlichen Mitteln zurück", sagt Oberbürgermeister Heinz Fenrich 
(CDU). Ausgerechnet am Sitz des Verfassungsgerichts die NPD repräsentieren zu wollen, sei schon eine 
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außergewöhnliche Provokation, meint der parlamentarische Geschäftsführer der SPD-Fraktion, Florian 
Furtak. Karlsruhe habe zwar schon immer eine starke rechte Szene gehabt. Dies aber habe eine "neue 
Qualität". Der Gemeinderat erklärte vor zwei Wochen eilig den Straßenzug zum reinen Wohngebiet samt 
Veränderungssperre. Die Juristen im Rathaus halten diese Lösung für wasserdicht. 
Nach der Vereitelung des Nazi- Treffens holte die Polizei zwei "illegale" Bewohner des Hauses samt Koffern 
heraus. Eine Wohnnutzung, so Stadt-Sprecher Bernd Wnuk, sei "nicht beantragt". Niemand darf das Haus 
betreten. Ein NPD-Schulungszentrum wäre "eine Blamage für Karlsruhe", meint Nachbarin Gisela Schmitt. 
Doch anders als früher fühlt sie sich nun "beschützt" von Stadt und Polizei. "Die haben sich sogar bedankt 
für unsere Aufmerksamkeit." 
 
22.04.2008 http://www.morgenweb.de/service/archiv/artikel/6492 92111.html  
Karlsruhe-Durlach wehrt sich gegen NPD-Zentrum 
Karlsruhe. Politische Winkelzüge, Platzverweise und Aufmärsche, ein Bordell und Rechtsextreme - aus einer 
kleinen Anzeige wegen Ruhestörung ist im Karlsruher Vorort Durlach ein kommunalpolitisches Problem mit 
landesweiter Ausstrahlung geworden. Waren einst nur die Anwohner wegen eines Bordells in der 
Nachbarschaft erfolgreich auf die Barrikaden gegangen, so muss Oberbürgermeister Heinz Fenrich (CDU) 
mittlerweile mit Eilanträgen versuchen, sich die rechtsextreme NPD vom Hals zu halten. Denn die will sich in 
dem ehemaligen Hotel einrichten und dort ein Parteibüro ebenso wie ein Kultur- und Schulungszentrum 
unterbringen. 
 
22.04.2008 http://www.morgenweb.de/service/archiv/artikel/6492 95452.html  
Nach rechter Attacke verurteilt 
Rhein-Neckar . "Es ging hier nicht um den Raub eines Handys, sondern darum, dass die sechs Angeklagten 
Herrn C. verletzen wollten, weil er ausländischer Abstammung ist und ihnen seine Anwesenheit in 
Deutschland nicht passte", sagt die Vorsitzende Richterin Daniela Kölsch. Nach dem fremdenfeindlichen 
Angriff auf einen Deutsch-Türken in einem Linienbus bei Sandhausen verurteilte das Landgericht Heidelberg 
zwei der 16 bis 39-jährigen Angeklagten wegen gefährlicher Körperverletzung zu einer Gefängnisstrafe. Die 
anderen vier erhielten Bewährungsstrafen. Nach dem Besuch eines rechtsextremen Stammtischs hatten sie 
das 29 Jahre alte Opfer auf der Fahrt Richtung Heidelberg verprügelt und waren dann aus dem fahrenden 
Bus gesprungen. 
 
22.04.2008 http://www.main-rheiner.de/region/objekt.php3?artik el_id=3251262  
Haftstrafen für zwei Angeklagte  
Prozess um fremdenfeindlichen Angriff in Bus  
MANNHEIM (dpa) Nach einem fremdenfeindlichen Angriff auf einen Deutsch-Türken in einem Bus bei 
Heidelberg müssen zwei der sechs Angeklagten in Haft. Vier junge Männer erhielten Bewährungsstrafen. 
Das Landgericht Heidelberg verurteilte alle Angeklagten - sie sind zwischen 16 und 39 Jahre alt - gestern 
wegen gefährlicher Körperverletzung. Nach dem Besuch einer rechtsextremen Veranstaltung hatten sie das 
damals 29 Jahre alte Opfer im Dezember verprügelt und waren dann aus dem fahrenden Linienbus 
gesprungen. "Der rechtsradikale Hintergrund ist völlig eindeutig", sagte der Vertreter der Staatsanwaltschaft 
in seinem Plädoyer.  
Die Betrunkenen hatten im Bus ausländerfeindliche "Rechtsrock-Musik" gehört und lauthals mitgesungen. 
Darüber war mit dem einzigen Mitfahrer, dem Deutsch-Türken, ein Streit entbrannt. Bei der Schlägerei hatte 
der 16-Jährige auch mit einem Messer hantiert. Das Opfer erlitt Prellungen am Kopf, an den Armen und am 
Rücken. Die Richter verurteilten den ältesten Angeklagten zu eineinhalb Jahren Gefängnis. Er hatte sich von 
einem Anwalt vertreten lassen, der auch den verurteilten Rechtsextremisten Ernst Zündel in Mannheim 
verteidigt hatte. Ein 22-Jähriger muss zwei Jahre hinter Gitter. Beide Männer waren wegen einer anderen 
Strafe noch auf Bewährung. Drei weitere Angeklagte erhielten eine Bewährungsstrafe von eineinhalb 
Jahren, einer von ihnen - der 16-Jährige - als Jugendstrafe. Ein 19-Jähriger bekam mit einem Jahr und zwei 
Monaten auf Bewährung die geringste Strafe.  
Die Angeklagten hatten den Überfall teilweise gestanden. Zwei Männer allerdings - die nun Haftstrafen 
erhielten - hatten dem Deutsch-Türken selbst die Schuld an der Schlägerei zugewiesen. Alle sechs 
Angeklagten gehörten der rechten Szene an. Drei junge Männer sagten allerdings vor Gericht, sie wollten 
sich künftig deutlich von der rechten Szene distanzieren.  
 
22.04.2008 http://www.ka-news.de/karlsruhe/news.php4?show=wai2 008422-18J 
NPD meldet sich zu Wort - Rechtsextreme kündigen Re chtsstreit an 

 
Ob sich die NPD überhaupt das Haus und einen möglic hen Prozess 
finanziell leisten kann, ist fraglich (Foto: ka-new s) 
 
Karlsruhe  - Im Streit um die Nutzung des Hauses in Badener Straße 34, 
hat sich am gestrigen Dienstag erstmals die NPD in Person von 
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Alexander Neidlein, stellvertretender Landesvorsitzender, zu Wort gemeldet. Gegenüber dem SWR-Studio 
Karlsruhe kündigte er an, dass die Partei rechtlich gegen die Pläne der Stadt vorgehen wolle, Teile der 
Badener Straße in ein reines Wohngebiet umzuwandeln und bezeichnete dieses Vorhaben als "haltlos". Des 
weiteren erklärte er, einen Antrag auf Wohnungsnutzung stellen zu wollen. 
Wie das Autonome Antifa Karlsruhe (Antifa) mitteilt, sei bereits am kommenden Freitag eine weitere 
Veranstaltung der rechtsextremen Partei geplant. So soll der mehrfach wegen Volksverhetzung vorbestrafte 
Liedermacher und NPD-Mitglied Frank Rennicke in der Badener Straße 34 ein Konzert veranstalten. 
Dagegen will die Antifa mobil machen und kündigt eine Protestaktion an.  
 
Neidleins Aussage müsse ernst genommen werden  
Darüber hinaus sei es, laut Antifa-Sprecher Tobias Jahnke, unbegreiflich, dass die Stadt über eine Woche 
lang in der Öffentlichkeit die Beteiligung der NPD am Hauskauf dementiert hat. Schließlich hätten Antifa-
Mitglieder bereits vergangenen Mittwoch Kenntnis über die Verwicklung der NPD gehabt.  
Laut der Einschätzung des Landesamts für Verfassungsschutz Baden-Württemberg, könne zur Zeit nichts 
ausgeschlossen werden. Nach wie vor sei es möglich, dass dies alles die Masche des neuen 
Hauseigentümers ist um die Kommune unter Druck zu setzen (ka-news berichtete). Trotzdem müsse nun die 
öffentlich getätigte Aussage Neidleins grundsätzlich ernst genommen werden.  
Da allerdings die NPD finanziell nicht auf Rosen gebettet ist, sei die Anmietung eines Hauses und ein 
möglicher Rechtsstreit, nach Einschätzung des Verfassungsschutzes, für die Partei nur schwer zu stemmen 
aber dennoch nicht auszuschließen. Insgesamt hat die rechtsextreme Partei in Baden-Württemberg rund 
440 Mitglieder. Allerdings gibt es im Großraum Karlsruhe und Rastatt Kameradschaften und andere "freie 
Strukturen", die auch bei der Einschätzung der Vorfälle in der Badener Straße in Betracht zu ziehen seien. 
(wai) 
Mehr zum Thema http://www.verfassungsschutz-bw.de   www.verfassungsschutz-bw.de   
 
23.04.2008 http://www.redok.de/index.php?option=com_content&ta sk=view&id=1090&Itemid=38  
Haft für Hehlerei und Haschisch-Anbau  
Fulda. Zu einer Haftstrafe von vier Jahren hat das Landgericht Fulda den langjährigen stellvertretenden 
Landesvorsitzenden der Republikaner (REP) verurteilt. Der 60-jährige Bernhard Plappert war im 
vergangenen Jahr wegen seiner Beteiligung an Einbruchdiebstählen und Haschisch-Anbau verhaftet 
(index.php?option=com_content task=view id=733 Itemid=36) worden. Bei den Einbrüchen waren Orden und 
Münzen im Wert von 300.000 Euro gestohlen worden. Der geständige Plappert hatte die Einbrüche in 
Auftrag gegeben und versucht, das Diebesgut zu verkaufen. Zwei Mitangeklagte wurden zu drei Jahren Haft 
sowie eineinhalb Jahren auf Bewährung verurteilt. Die beiden Einbrecher und der Mitbetreiber der Hanf-
Plantage waren bereits früher verurteilt worden.  
 
23.04.2008
 http://www.neustadt.eu/index.phtml?object=tx|1441.9 78.1&FID=1441.1354.1&mNavID=1441.29
&ModID=7&ffmod=tx  
Stadtrat fasst einstimmige Resolution zur Rechten Demo am 1. Mai 2008 Auf der Grundlage eines von allen 
im Stadtrat vertretenen Fraktionen eingereichten Resolutionsantrages hat der Stadtrat in seiner öffentlichen 
Sitzung am 22. April 2008 folgende einstimmige Resolution gefasst: 
Der Rat der Stadt Neustadt an der Weinstraße begrüßt und unterstützt ausdrücklich das breite Bündnis 
gegen Rechts. Er beobachtet mit großer Sorge das Erstarken rechtsradikaler Tendenzen in Politik und 
Gesellschaft. Gemeinsam mit anderen deutschen Städten und Gemeinden tritt die Stadt Neustadt an der 
Weinstraße für eine wehrhafte Demokratie ein. Der Stadtrat wendet sich entschieden gegen jegliche radikale 
Bestrebungen, die nationalsozialistische Terrorherrschaft zu verharmlosen oder zu relativieren. Dies gilt 
auch für die geplante Demonstration von Neonazis in Neustadt an der Weinstraße am 1. Mai 2008.  
Die Teilnehmer dieser Demonstration sind in unserer Stadt unerwünscht. Die Maßstäbe politischen 
Handelns in Neustadt an der Weinstraße sollten die freiheitlichen Ideale des Hambacher Festes von 1832 
sein.  
Der Rat regt bei den Verantwortlichen in den Neustadter Schulen an, den Anlass des geplanten 
Aufmarsches zu verstärkter Information und Diskussion mit ihren Schülerinnen und Schülern über die Greuel 
der NS-Geschichte und die heutigen Versuche der Verharmlosung, Rechtfertigung und Desinformation 
durch Rechtsextremisten zu nutzen.  
Mit Blick auf die geplante Kundgebung ruft der Stadtrat dazu auf, den Protest friedlich zu gestalten. Die 
Verwaltung wird aufgefordert, den Nazi-Umzug hinsichtlich Umfang und Ausgestaltung so restriktiv wie 
möglich zu behandeln. 
(Die Resolution ist vielleicht insofern von Interes se, weil dortiger Anmelder der Viernheimer 
"Bürgerintiative für Soziale Gerechtigkeit" der ein schlägig bekannte Herr Rodriguez-Teufer ist!!) 
 
23.04.2008 http://www.morgenweb.de/service/archiv/artikel/6493 94537.html  
Neustadt rüstet sich für Neonazis 
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Neustadt. Die geplante Demonstration eines der NPD nahestehenden Bündnisses am 1. Mai sorgt in 
Neustadt für Aufregung. Laut Polizeisprecher Heinz Hussy rechnen die Ordnungshüter auch mit 
gewaltbereiten Gegendemonstranten. So hätten antifaschistische Gruppen aus der gesamten 
Metropolregion zu Aktionen aufgerufen. 
 
24.04.2008 http://www.lokalzeitung-kl.de/artikel.php?id=7086  
Ordnungsamt: gestern noch keine Entscheidung über D emonstrationsverläufe am 1. Mai in 
Kaiserslautern - rechte Demo kann angeblich stattfi nden 
Auf telefonische Anfrage der Lokalzeitung beim Kaiserslauterer Ordnungsamt erfuhr die Lokalzeitung 
gestern, daß bisher noch keinerlei Entscheidungen über die Demonstrationsverläufe am 1. Mai seitens der 
Ordnungsbehörden getroffen worden seien. 
Einmal mehr stellte sich heraus, daß eine Email der Lokalzeitung, die Presseanfrage an das Ordnungsamt 
vor acht Tagen, !spurlos verschwunden und nicht angekommen war. Möglicherweise erfahren wir also 
demnächst von der Verwaltung, welche Demonstrationen am 1. Mai genehmigt werden, mit welcher Zeit, 
welchem Demonstrationsverlauf und welchen Auflagen.  
Allerdings meldet heute das "Westpfalz-Journal", das offenbar den SWR von gestern zitiert, daß laut 
Ordnungsamtsleiter Patrice Huth keine Handhabe bestehe, die rechte Demo zu verbieten. 
Diese wird wohl mit Auflagen stattfinden. Keine genauen Nachrichten gibt es hingegen, ob auch eine 
Gegendemonstration von links gegen den Naziaufmarsch am 1. Mai genehmigt oder wenigstens von der 
Polizei toleriert wird. 
Entschieden werden muß über die "Bürgerinitiative für Solidarität", die NPD und rechte Kameradschaften, 
die am Hauptbahnhof ab 11 Uhr marschieren wollen. Sowie über zahlreiche Gruppierungen des linken 
demokratischen Lagers und deren angekündigte Gegendemonstration am Hauptbahnhof ab 10 Uhr. 
Zudem feiert der DGB den 1. Mai in der Gartenschau. Heute wurden ferner eine Kundgebung in der Alten 
Eintracht am 29. April und eine Forumsveranstaltung im Ratssaal am 8. Mai 2008 mitgeteilt (siehe weitere 
Berichte vom Tage). Auf der Tagesordnung des Stadtrates am 28. April steht eine Resolution gegen rechts. 
Linke Gegendemonstranten haben angekündigt, die Stadtratssitzung "zu besuchen". 
 
26.04.2008 NPD-BLOG.INFO 
Hessen: NPD-Fußballtrainer fliegt raus - wegen öffe ntlicher Debatte  
Der Wetzlarer Sportverein RSV Büblingshausen  wird sich vom ehemaligen NPD-Landesvorsitzenden 
Thomas Hantusch, der seit Jahren als ehrenamtlicher Jugendtrainer eingesetzt war, trennen. Der 
Vorsitzende Dieter Schulz sagte laut einem Bericht der “Marburger Neuen Zeitung“, der Vorstand habe damit 
einen von der Sportjugend Hessen moderierten Diskussionsprozess nicht weiter fortführen wollen, um den 
Verein vor Schaden zu bewahren. Eine Woche zuvor war das Traineramt des prominenten 
Rechtsextremisten öffentlich thematisiert worden.  
“Volks- und Lebensraumerhaltung, Volksgemeinschaft”  
Hanutsch trat bereits mehrfach bei Wahlen für die NPD an, unter anderem bei der Bundestagswahl 2005. 
Seine wichtigsten politischen Ziele sind laut “wen-wählen“: (more…) 
 
26.04.2008 http://www.ka-news.de/karlsruhe/news.php4?newsl=1&s how=phf2008425-567B  
"Stuhlgang gegen Braun" - Demonstration vor geplant er NPD-Zentrale 
 

 
 
Keine Autos, dafür 
Demonstranten auf der 
Badener Straße (Foto: ka-
news) 
 
 
Karlsruhe  - Die gewohnten 
Geräusche der 
vorbeifahrenden Autos 
verstummten vor dem Haus 
Nummer 34 in der Badener 
Straße in Durlach, stattdessen 
waren andere Töne zu hören. 
"Hier wird es nie eine NPD-
Zentrale geben", hallte eine 
laute Rednerstimme über das 
Menschenmeer, das sich am 
gestrigen Freitag Abend auf 
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der Straße versammelt hatte. Rund 600 Personen waren erschienen, um gegen das geplante "Nationale 
Zentrum" der umstrittenen Partei (ka-news berichtete) lauthals zu demonstrieren.  
Eigentlich wollten die Rechtsradikalen in dem Gebäude einem Konzert des NPD-Mitglieds und 
Liedermachers Frank Rennicke lauschen, doch daraus wurde nichts - kein "Nationaldemokrat" ließ sich 
blicken. Die Show gehörte ganz den Demonstranten, die mit lauter Musik aus Lautsprechern und vielen 
Reden gegen die Rechten mobil machten. Sie waren dem Aufruf des Antifaschistischen Aktionsbündnisses 
Karlsruhe gefolgt, das ab 18 Uhr eine Kundgebung mit Stühlen vor dem geplanten NPD-Zentrum 
angemeldet hatte. Bis 19.30 Uhr machten es sich die Demonstranten schließlich unter dem Motto 
"Stuhlgang gegen Braun" auf ihren mitgebrachten Sitzgelegenheiten in der Badener Straße bequem.  
 
Menschenmeer auf der Badener Straße 
(Foto: ka-news) 
 
Auch bekannte Persönlichkeiten stimmten 
in den Chor gegen die Nazis ein. Unter 
anderem erschienen Manfred Groh 
(CDU), Johannes Stober (SPD) und Anne 
Segor von den Grünen. "Heute ist es nötig 
auf die Straße zu gehen", erklärte der 
Karlsruher SPD-Bundestagsabgeordnete 
Johannes Jung gegenüber ka-news. 
"Durlach ist ein denkbar schlechtes 
Pflaster für Nazis." Dann zog er weiter, um 
vor der versammelten Menge eine Rede 
zu halten. Zu den Rednern gehörte auch 
Jürgen Ziegler, Bezirksgeschäftsführer 
von Verdi, der soziale Probleme für das 
Abdriften in die Rechtsradikalität 
verantwortlich machte. "Das soziale 
Umfeld muss stimmen, um den Nazis zu 
begegnen", rief er und brachte die 
bekannte Verdi-Forderung nach einem gesetzlichen Mindestlohn ins Spiel.  

 
 
 
 
Der Stein des Anstoßes: Dieses 
Gebäude soll offenbar ein NPD-
Zentrum werden 
(Foto: ka-news) 
 
 
 
 
Laut Polizei verlief die Demonstration 
friedlich. Am Rande der Veranstaltung 
hätten jedoch 15 Personen der rechten 
Szene einen Platzverweis kassiert. Das 
Antifaschistische Aktionsbündnis 
wertete die Aktion als vollen Erfolg, es 
seien viel mehr Demonstranten als 
ursprünglich gedacht erschienen.  
 
 
 

 
In dem Haus in der Badener Straße 34 war früher das illegale Bordell "La Belle" untergebracht, das nach 
heftigen Protesten aus der Nachbarschaft und jahrelangem Rechtsstreit geschlossen wurde (ka-news 
berichtete). Mittlerweile will sich die NPD dort offenbar mit einem Parteibüro sowie Kultur- und 
Schulungszentrum niederlassen. Um das so genannte "Nationale Zentrum" zu verhindern, änderte die Stadt 
flugs den Bebauungsplan und erklärte den fraglichen Straßenzug zum reinen Wohngebiet (ka-news 
berichtete). Alexander Neidlein, stellvertretender Landesvorsitzender der NPD, erklärte darauf hin, dass die 
Partei rechtliche Schritte gegen dieses "haltlose" Vorhaben einlegen wolle (ka-news berichtete).  
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Mit (Klapp-)Stühlen und 
behelfsmäßigen 
Sitzgelegenheiten gegen Nazis 
(Foto: ka-news) 
 
Bereits am vergangenen 
Wochenende spitzte sich die Lage 
in der Badener Straße zu: In dem 
Anwesen war am Abend ein 
Treffen von Rechtsradikalen 
geplant, das jedoch von Vertretern 
des Bauordnungsamtes und des 
Zentralen Juristischen Dienstes 
sowie der Polizei verhindert 
werden konnte. Die Polizeibeamten 
unterbanden außerdem 
Zusammenstöße mit Angehörigen 
des linksextremen Spektrums, die 
gegen die Rechtsradikalen 
protestierten (ka-news berichtete). 

(phf) 
 

Mehr zum Thema http://www.antifa-buendnis-ka.de   www.antifa-buendnis-ka.de   
 
28.04.2008 http://www.ka-news.de/karlsruhe/news.php4?newsl=1&s how=smj2008428-182C  
Streit unter "CDU-Freunden" - OB verwahrt sich gege n Rastatter Anwalt 

Karlsruhe/Rastatt - Der Karlsruher Oberbürgermeister Heinz Fenrich 
nahm am vergangenen Montag im Südwestfernsehen als Mitglied der 
Christdemokraten kein Blatt vor den Mund: Wenn jemand als CDU-
Mitglied rechtsradikales Gedankengut verteidige, habe derjenige nichts in 
der CDU verloren, ließ er einen Rastatter Anwalt wissen. Die Kanzlei des 
besagten Anwalts Klaus H. vertritt die neuen Eigentümer des Anwesens 
Badener Straße 34 in Karlsruhe-Durlach. Das berichteten inzwischen 
unabhängig voneinander mehrere Tageszeitungen. 
Der Anwalt beantragte bereits letzten Dienstag eine einstweilige 
Verfügung gegen den SWR-Beitrag - und bekam damit vor Gericht Recht. 
Nun berichtet die "Stuttgarter Zeitung" in der heutigen Ausgabe von dem 
Streit unter "CDU-Freunden".  
Es brodele in der badischen Union, schreibt die Zeitung. Es gehe um eine 
vermutete, aber nicht bewiesene Nähe eines Unionschristen zum 
rechtsextremen Rand. Klaus H. betreibe eine Rechtsanwaltskanzlei in 
Rastatt, heißt es da. Seit Wochen läuft im Badischen über alle 
Parteigrenzen hinweg bekanntlich eine breite Widerstandsbewegung aller 
politischen Parteien gegen das vermeintliche Schulungszentrum der 
Rechtsextremen. Zuletzt hatten es sich vor dem Ex-Bordell 600 
Demonstranten mit Rednern von Gewerkschaften, Antifa, SPD und CDU 

am vergangenen Freitagabend auf Klappstühlen gemütlich gemacht (ka-news berichtete). Ihr Motto: 
"Stuhlgang gegen Braun."  
 
Rechtsanwalt Klaus H. sei Mitglied der Rastatter CD U  
Rechtsanwalt Klaus H., so schreibt jetzt die "Stuttgarter Zeitung", sei Mitglied der CDU, ein begeisterter 
Schachspieler und moderiere mit Pappnase schon mal den Faschingsumzug in dem badischen Städtchen, 
das als Hort demokratischer Revolutionen gerühmt werde. Dann kommt eine Passage, die auch Karlsruher 
Antifaschisten längst hellhörig machte: "Seine Kanzlei hatte in der Vergangenheit wiederholt Mitglieder der 
neonazistischen Rastatter Kameradschaft in Zivil- und Strafsachen vertreten", so schreibt die STZ.  

 
Darf ein CDU-Mitglied 
rechtsextreme Kreise 
anwaltlich vertreten: 
Karlsruhes OB meint "Nein" 
(Foto: DDP/AFP) 
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Das war immer wieder auf Kritik 
gestoßen, aber ohne 
Konsequenzen geblieben. Seit 
Wochen vertritt der Rastatter 
Advokat jedoch laut STZ-Bericht 
auch die Interessen einer 
tschechischen Immobilienfirma, die 
im Karlsruher Stadtteil Durlach ein 
früheres Bordell gekauft hat. 
Darüber hat inzwischen auch die 
Lokalzeitung in Rastatt berichtet. 
Die Rolle des CDU-Mitglieds und 
Rechtsanwalts Klaus H. soll nun 
laut Badisches Tagblatt in Kürze 
auch Thema werden im CDU-
Vorstand von Rastatt. Der 
Vorsitzende des CDU-Stadt-
verbands Rastatt, Björn Sucher, 
bezeichnete die Situation laut dem 
"Badischen Tagblatt" aufgrund der 
politischen Außenwirkung als 
"problematisch". Mit dem CDU-
Landtagsabgeordneten Karl-
Wolfgang Jägel ist sich Sucher 
einig, dass sich der Vorstand des 

CDU-Stadtverbands mit den öffentlichen Vorkommnissen um Klaus H. befassen werde.  
 
"Lächerlich" und "unverschämt" seien Fenrichs Äußer ungen  
"Lächerlich" und "unverschämt" seien Fenrichs Äußerungen in Bezug auf seine Person, wetterte der Advokat 
selbst dagegen zuletzt gegenüber örtlichen Medien. Vorerst darf Fenrich seine Erklärung nicht öffentlich 
wiederholen [Anm. d. Red.: Diese Darstellung der STZ ist so nicht richtig. Bitte beachten Sie hierzu unsere 
Meldung vom Dienstagabend (ka-news berichtete)]. Der Karlsruher OB ließ daraufhin verlautbaren, er habe 
"keine Veranlassung, das Gesagte zurückzunehmen, im Zweifel müssen die Gerichte entscheiden". Auch 
der SWR will sich die Verbreitung des Fenrich-Interviews nicht widerspruchslos verbieten lassen. Eine SWR-
Sprecherin kündigte an, die Entscheidung des Gerichts prüfen zu lassen. Rastatter Parteifreunde des 
Advokaten versuchen, dem Fall die Brisanz zu nehmen. Jedem Anwalt müsse es grundsätzlich möglich sein, 
"Mandanten zu verteidigen, ohne dass er sich deren Gedankengut zu eigen macht", zitiert die "Stuttgarter 
Zeitung" aus CDU-Kreisen.  
Tatsächlich führe eine Spur aus rechtsextremistischen Kreisen nicht zu dem Anwalt und CDU-Mann Klaus H. 
persönlich, dafür aber zu einem langjährigen Mitglied seiner Kanzlei. Hinter dem ominösen Kürzel 
"508aRae2" in einem als rechtsextremistisch eingestuften und nicht frei zugänglichen Internetforum verberge 
sich eine Rechtsanwältin aus dem Rastatter Büro, so die STZ. Die vertrauliche Kommunikation in dem 
Forum war Ende 2005 von einer autonomen Antifagruppe aus dem linken Lager geknackt worden. Dahinter 
verbergen sich laut Bericht über 1.000 Seiten Papier, die auch von Sicherheitsbehörden ausdrücklich als "zu 
99 Prozent authentisch" eingeschätzt werden.  
 
Mitglied der Kanzlei "als Frau in unserer nationale n Bewegung"  
Besagte Anwältin äußere sich laut "Stuttgarter Zeitung" darin "als Frau in unserer nationalen Bewegung". Sie 
gebe - 2005 noch als Referendarin - Rechtsextremisten Tipps, sie nenne in Rechtsfragen die Telefon-
nummer der Kanzlei von Klaus H. und bitte Gesinnungsgenossen eindringlich darum, die "Abrechnungs-
praxis" für eine solche Beratung "wegen des mitlesenden Staatsschutzes" nicht "an die große Glocke" zu 
hängen. In dem Internetforum tummelte sich die laut Verfassungsschutz als "eindeutig neonazistisch" 
eingestufte Rastatter Kameradschaft, von der Sicherheitsbehörden vermuten, sie wolle angeblich das so 
umstrittene Ex-Bordell in Durlach als Schulungszentrum anmieten.  
Mindestens bis Ende 2005 gehörte die Kanzleimitarbeiterin "508aRae2" für Sicherheitsbehörden "zum 
innersten Kreis" der neonazistischen Rastatter Kameradschaft. Gegenüber der STZ drohte die heutige 
Anwältin schon bei der Frage nach den häufigen Mandaten aus dem rechtsextremen Spektrum mit 
"presserechtlichen Schritten". Ihren Worten zufolge vertrete die Kanzlei "diskriminierungsfrei" Mandaten 
"jeglicher Couleur".  
Der Rastatter Anwalt Klaus H., der im Zusammenhang mit dem Streit um ein NPD-Domizil in Karlsruhe-
Durlach in der Sendung "Baden-Würtemberg aktuell" auch noch als "Schlüsselfigur" der rechten Szene 
betitelt worden war, die er "fintenreich" vor Gericht vertrete, will alles das nicht auf sich sitzen lassen. Die 
Aussagen beschäftigen seit einer Woche auch die Justiz, denn das Landgericht Karlsruhe verbot letzten 

 
Am Freitagabend: rund 600 Bürger protestieren gegen  die 
mutmaßlichen Pläne der NPD (Foto: ka-news) 
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Dienstag dem Südwestrundfunk per einstweiliger Verfügung die weitere Ausstrahlung der Sendung, die 
Verbreitung von Fotos des Anwalts und dessen Namensnennung in Verbindung mit dem NPD-Zentrum. 
(smj) 
 
29.04.2008 http://www.ka-news.de/karlsruhe/news.php4?newsl=1&s how=mia2008429-1003D  
Badener Straße in Durlach - Gebäude ist erneut vers iegelt 
Karlsruhe - In der Sitzung des Hauptausschusses informierte Oberbürgermeister Heinz Fenrich am 
Dienstag die Mitglieder über die Vorgänge rund um das Anwesen in der Badener Straße 34 in Durlach. "Die 
Stadt Karlsruhe wird sich auch weiterhin entschlossen gegen rechtsextremistisches Gedankengut zur Wehr 
setzen und alle rechtlichen Mittel ausschöpfen, um ein Zentrum der NPD oder anderer rechtsextremer 
Vereinigungen in der Badener Straße 34 zu verhindern", teilte Fenrich mit und erklärte, das Gebäude sei seit 
gestern Montag wieder versiegelt. 
Dies teilt die Stadt Karlsruhe am Dienstagnachmittag in einem Sonderpresssedienst mit. Darin heißt es 
weiter: Die "erfolgreichen Bemühungen von Stadtverwaltung und Ordnungskräften, die Ansiedlung 
extremistischer Kreise zu unterbinden", sei von den Gremiumsmitgliedern einhellig gewürdigt worden. Das 
Stadtoberhaupt teilte dem Gremium mit, dass das Gebäude seit dem gestrigen Montag wieder versiegelt sei. 
In der Vergangenheit sei wiederholt gegen die Nutzungsuntersagung verstoßen und bei den "engmaschigen" 
Kontrollen Personen im Haus angetroffen worden, die der rechten Zone zugeordnet werden könnten (ka-
news berichtete). "Zurzeit darf das Gebäude nicht betreten werden", erklärte Fenrich.  
Die Badener Straße war zunächst in die Schlagzeilen geraten, nachdem dort ein Bordell illegal betrieben 
wurde. Als dieses Ende 2007 endgültig geschlossen wurde (ka-news berichtete), kehrte nur kurz Ruhe ein. 
Nach zahlreichen Spekulationen gab die Stadt Karlsruhe bekannt, dass sich die NPD für das Gebäude 
interessiere und ein "Nationales Zentrum" darin errichten wolle (ka-news berichtete). Um dieses zu 
verhindern hatte die Stadtverwaltung eine Nutzungsuntersagung durchgesetzt und das Gebiet um das 
besagte Haus zu einem reinen Wohngebiet erklärt (ka-news berichtete). Da die Eigentümerin bisher keinen 
Antrag auf Wohnungsnutzung gestellt habe, dürfe das Haus außer zu Renovierungsarbeiten nicht betreten 
werden (ka-news berichtete).  
 
"Wir werden nicht zurückweichen"  
Das Stadtoberhaupt erinnerte auch an die Veranstaltung, die in Abstimmung mit den Fraktionsspitzen 
beschlossen wurde, um die Öffentlichkeit über Strategien und Praktiken so genannter Kameradschaften und 
anderer Vereinigungen am rechtsextremen Rand aufzuklären. Die vorbereitende Projektgruppe werde sich 
am morgigen Mittwoch konstituieren - sie soll sich aus Vertretern der Parteien, Kirchen, der jüdischen 
Gemeinde, von Industrie- und Handelskammer, Handwerkskammer sowie Gewerkschaften 
zusammensetzen.  
Gleichzeitig planten auch Durlacher Bürger eine Veranstaltung zur Unterstützung. Der dortige Ortschaftsrat 
hatte bereits am 23. April eine Resolution für Freiheit, Toleranz, Solidarität, Rechtsstaatlichkeit, Demokratie 
und Menschenrechte und gegen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Intoleranz verabschiedet. "Ich 
begrüße diese Aktivitäten sehr, demonstrieren sie doch den engen Schulterschluss aller Demokraten im 
Kampf gegen den Rechtsextremismus", betonte Fenrich. "Wir werden dabei nicht zurückweichen." (ps/mia) 
 
29.04.2008 www.hr-online.de  
Rechtsaußen - NPD-Politiker trainiert Jugendfußball er 
Thomas Hantusch aus Wetzlar macht Politik für die rechtsextreme NPD. Außerdem trainiert er beim RSV 
Büblingshausen Jugendfußballer. Jetzt - fünf Jahre später - zieht der Verein die Reißleine. 
Der Weg zum Jugendtrainer verlief für Thomas Hantusch ganz klassisch. Sein eigener Sohn spielte beim 
RSV Büblingshausen in einer Jugendmannschaft. Stück für Stück übernahm Hantusch mehr Verantwortung 
für die ganze Mannschaft und wurde schließlich ihr Trainer. Zwei Jahre lang sorgte dieser Umstand für 
keinerlei Aufregung. Dann wurde der Verein aber auf die politische Arbeit von Thomas Hantusch 
aufmerksam. 
Der heute Anfang 40-Jährige war nämlich von 2000 bis 2003 Landesvorsitzender der NPD Hessen, einer 
rechtsextremen Partei, die schon einmal verboten werden sollte und noch immer vom Verfassungsschutz 
beobachtet wird. Außerdem war Hantusch auch Vorsitzender der Jugendorganisation der NPD. Wegen 
Ausländer-Hetze wurde er rechtskräftig verurteilt. 
Als diese Tatsachen bekannt wurden, stellte der Sportverein Trainer Hantusch zur Rede. In diversen 
Gesprächen, an denen auch Dieter Schulz, der 1. Vorsitzende des RSV Büblingshausen, beteiligt war, 
konnte Hantusch den Verein aber davon überzeugen, dass er in der Lage sei, Politik und Sport strikt zu 
trennen. Nachfragen sowohl bei den Trainer- und Vereinskollegen, als auch bei den Eltern der E-Jugend 
Spieler bestätigten dies. 
 
Sportverein fürchtet um Ansehen in Öffentlichkeit 
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Dessen ungeachtet befürchtete der Verein einen Imageverlust in der Öffentlichkeit. Um jeden Vorwurf der 
Duldung von rechten Ideologien innerhalb des Vereins schon im Keim zu ersticken, wurden einige 
Maßnahmen beschlossen. 
Zum einen wurden alle Vereinsmitglieder über den politischen Hintergrund von Hantusch informiert. 
Zusätzlich schloss man sich Projekten der Hessischen Sportjugend an, die sich klar gegen jegliche Form 
von Fremdenfeindlichkeit und Rechtsextremismus stellen. Im März - zwei Monate nachdem sich Hantusch 
für die NPD im Wahlkreis Gießen II um ein Landtagsmandat beworben hatte - wurde die Vereinssatzung 
geändert und ergänzt. Danach bekennt sich der Verein zu den liberal-demokratischen Grundwerten der 
Verfassung und jede Zuwiderhandlung eines Vereinsmitglieds führt sofort zum Ausschluss. 
 
Zunächst einzelne Konsequenzen des Vereins 
Auf Hantusch hat die neue Satzung bisher noch keine Anwendung gefunden. Denn noch konnte nicht 
nachgewiesen werden, dass er versucht hat, die Kinder in irgendeiner Weise für seine Überzeugungen zu 
gewinnen. Trotzdem blieb beim Vereinsvorstand ein übler Nachgeschmack - auch beim 3. Vorsitzenden 
Hans-Otto Huber. Zusammen mit seinen Kollegen im Vorstand hat er deshalb eine zusätzliche Absicherung 
getroffen. Anders als bei anderen Trainern, sollte Thomas Hantusch eine Mannschaft nicht länger als zwei 
Jahre betreuen. Üblicherweise begleitet ein Trainer die Mannschaft über die Jahre bis hoch zur A-Jugend. 
Der Hintergedanke: Jugendliche wären mit fortschreitendem Alter möglicherweise leichter für rechtsextreme 
Ideen zu gewinnen. 
Trotz aller Anstrengungen, sich von rechtem Gedankengut zu distanzieren und trotz der Medien-
Aufmerksamkeit die dem Trainer Hantusch entgegengebracht wird, wurde die Zusammenarbeit jahrelang 
aufrechterhalten. Und das, obwohl eine Vorbildfunktion eines bekennenden Mitglieds der NPD-Führung 
mehr als zweifelhaft ist. Bisher rechtfertigte man sich in beim RSV Büblingshausen mit dem Argument der 
Rechtsstaatlichkeit. Die NPD, so Vereinsvorstand Hans-Otto Huber, sei eine erlaubte Partei und Trainer 
Hantusch habe in all den Jahren dem Verein keinen Schaden zugefügt. 
 
Jetzt trennt sich der Verein doch vom NPD-Mann 
Inzwischen scheint der Verein seine Ansichten geändert zu haben. Anfang der Woche beschloss der 
Vereinsvorstand in einer außerordentlichen Sitzung, den NPD-Funktionär Hantusch zum Ende der Saison - 
das ist der 30. Mai - von seinem Trainerposten zu entbinden. Von da an ist Hantusch in seiner Freizeit nur 
noch NPD-Funktionär - unter anderem Kreisvorsitzender seiner Partei im Kreis Gießen. 
Ein Beitrag von hr-Hörfunkkorrespondent Mischa Brüs sel de Laskay 
 
30.04.2008 http://www.lokalzeitung-kl.de/artikel.php?id=7143&t ag=30&monat=04&jahr=2008  
1. Mai: Angeblich 30,000 Flugblätter verteilt - NPD  betrieb "Mahnwache" in Kaiserslautern 
Die NPD-nahen Demonstranten die morgen am 1. Mai in Kaiserslautern und Neustadt demonstrieren wollen, 
haben nach Angaben aus dem Internet am Samstag 26. April eine "Mahnwache" vor dem Hauptbahnhof 
abgehalten. Außerdem seien Flugblattverteiler in die Innenstadt gegangen. Dort trafen die NPD´ler auf den 
Infostand der Nazigegner, die dort ebenfalls Flugblätter verteilten und seien von einem Betrunkenen 
angepöpelt worden. Nach eigenen Angaben ließ die Beteiligung zur Vorbereitung an den "nationalen" 
Demos jedoch zu wünschen übrig. Immerhin wollen die rechten "Volksgenossen" pfalzweit dennoch 
erstaunliche 30,000 Flugblätter für den 1. Mai verteilt haben. Angemeldet sind für morgen in Kaiserslautern 
ca. 300 Teilnehmer der rechten "nationalen Maifeier"  
 
30.04.2008 http://de.indymedia.org/2008/04/215048.shtml  
Viernheim/Rhein-Neckar: Antifa-Spaziergang -  

sonny sunshine 30.04.2008 10:37 Themen: Antifa   
 
Am Dienstag Abend, kurz vor dem diesjährigen ersten Mai, besuchten 
einige AntifachistInnen die kleine Stadt Viernheim in Südhessen. Grund 
für den Ausflug sind zwei geplante Naziaufmärsche in Kaiserslautern 
und Neustadt an der Weinstraße, die von einer "Bürgerinitiative" aus 
Viernheim angemeldet wurden. Der mutmaßlich verantwortliche Nazi 
René Rodriguez-Teufer wurde deshalb in seiner Nachbarschaft geoutet.  
Wenigstens schönes Wetter hatte 
Viernheim zu bieten, die dort 
ansässige braune Pest macht da 
weniger Freude. Immer häufiger 
bekommt man von Übergriffen, 

Pöbeleien und Veranstaltungen zu hören, die auf das Konto der 
Viernheimer Naziszene gehen. Zuletzt groß in den Medien: Ein 
Rechtsrock-Konzert, das von der Polizei im späteren Verlauf aufgelöst 
wurde. Seit Jahren ist hingegen der Führungskader Teufer im Gespräch. 
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Er ist als Mitglied von NPD und "Aktionsbüro Rhein-Neckar" verantwortlich für zahlreiche Anmeldungen von 
Nazikundgebungen und -demonstrationen in der ganzen Region, zuletzt am 6. April in Ludwigshafen und 
Mannheim.  
 
Teufer wurde schon so einige Male geoutet, doch die Präsenz von antifaschistischem Infomaterial zu 
steigern kann nie verkehrt sein. So wurden einige hundert Outing-Flugblätter verteilt mit denen auch zur 
Verhinderung der Naziaufmärsche am 1. Mai aufgerufen wird. Einen bleibenden Eindruch hinterließen auch 
mehrere hundert Antifa-Aufkleber in Teufers Nachbarschaft.  
 
Infos zum Nazi Teufer:  http://de.wikipedia.org/wiki/Ren%C3%A9_Rodriguez-Te ufer   
Infos rund um den 1. Mai:  http://1mai08.blogsport.de   
 
30.04.2008 http://www.morgenweb.de/service/archiv/artikel/6500 92222.html  
Neonazis in Neustadt 
Neustadt. Die Polizei bereitet sich auf die geplante Demonstration eines der NPD nahestehenden 
Bündnisses am 1. Mai in Neustadt vor. Laut Polizeisprecher Heinz Hussy rechnen die Ordnungshüter auch 
mit gewaltbereiten Gegendemonstranten. So hätten antifaschistische Gruppen aus der gesamten 
Metropolregion zu Aktionen aufgerufen. Die Demonstration beginne gegen 15 Uhr und solle bis 17 Uhr 
beendet sein. Wegen der Sperrung der Landauer Straße werde der Verkehr wie beim Winzerfestumzug 
umgeleitet. 
 
01.05.2008 http://www.swr.de  
Kaiserslautern  600 Menschen protestieren gegen rec hte Demo 
Bei einer Demonstration der NPD-nahen "Bürgerinitiative für soziale Gerechtigkeit" hat es laut Polizei keine 
Ausschreitungen gegeben. Es sei zu keinem Zusammenstoß zwischen den 300 Teilnehmern und den rund 
600 Gegendemonstranten gekommen. 

Nach der Aktion am Mittag haben sich die Anhänger der rechten Gruppierung 
nach Angaben der Polizei in den Zug gesetzt, um zu einer weiteren 
Veranstaltung nach Neustadt an der Weinstraße zu fahren. Die Bahn sei jedoch 
wegen eines technischen Defekts auf der Strecke liegen geblieben, so dass die 
Demonstranten zunächst nach Kaiserslautern zurückkehren mussten und 
verspätet in Neustadt ankamen. 
Auf dem Marktplatz in Neustadt fand nach Polizeiangaben am Nachmittag ein 
Gottesdienst mit mehreren Hundert Menschen statt, zu dem eine 
"Bürgerinitiative gegen Rechts" aufgerufen hatte. 

Gegendemo gegen 
Rechts (Archivbild) 
 
 
01.05.2008 http://de.indymedia.org/2008/05/215311.shtml  
Rhein-Neckar: Revolutionärer 1. Mai 
AutorIn des Beitrags 01.05.2008 23:09 Themen: Antifa  Soziale Kämpfe   
 

Am 1. Mai 2008 fanden in der Rhein-Neckar-Region verschiedene 
antifaschistische und antikapitalistische Aktionen statt. In Kaiserslautern 
demonstrierten etwa 800 Menschen gegen einen Aufmarsch von bis zu 
300 Nazis. Deren zweiter Versuch eines Aufmarsches, in Neustadt 
a.d.W., wurde von mehreren Tausend GegendemonstrantInnen nach 
wenigen Metern gestoppt. In Mannheim nahmen am Abend etwa 300 
Menschen an einer antikapitalistischen Kundgebung teil. Spontan 
formierte sich im Anschluss daran eine Demonstration durch die 
Mannheimer Innenstadt und den Stadtteil Neckarstadt. Mit mindestens 
16 Gewahrsamnahmen, Knüppeleinsätzen und einem martialischen 
Aufgebot versuchte die Polizei, die antifaschistischen Proteste 
einzuschüchtern und zu verhindern.  
Kaiserslautern  
 

In Kaiserslautern fand eine Demonstration eines ant ifaschistischen Bündnisses mit etwa 800 
TeilnehmerInnen statt.  
 
Die Polizei setzte den Nazi-Aufmarsch gegen die Protest durch. Die Nazis liefen etwa um 12 Uhr los. 
Organisator war das Neonazi-Netzwerk "Aktionsbüro Rhein-Neckar" (ABRN). Dahinter stecken bekannte 



Seite 16 von 22 

Faschisten wie der Viernheimer René Rodriguez-Teufer und Mario Matthes, die auch als Anmelder für das 
ABRN fungieren. Weitere bekannte Nazi-Kader wie der Hooligan Christan Hehl und der Ludwigshafener 
Kameradschaftsführer Matthias Herrmann nahmen ebenfalls teil.Zeitgleich wurden auch im Internet Nazi-
Strukturen angegriffen: Die Internet-Seite des ABRN wurde gehackt und dadurch die Nazis daran gehindert, 
ihre Propaganda auf diesem Wege zu verbreiten.  
 
Neustadt  
Die Nazis kamen aus Kaiserslautern mit mehr als einstündiger Verspätung an, weil die bereitgestellte S-
Bahn ausgetauscht werden musste. Nach offiziellen Angaben handelte es sich um einen technischen 
Defekt; ob die Ursache eine antifaschistische Aktion war, ist bislang unklar.  
In Neustadt kamen mehrere Tausend AntifaschistInnen zusammen, um den Nazi-Aufmarsch zu verhindern. 
Trotz eines großen Aufgebots mit zwei Wasserwerfern, einem Räumpanzer, Helikoptern, Hundestaffel und 
mehreren Hundertschaften behelmter und mit Knüppeln bewaffneter PolizistInnen gelang es nicht, den Nazi-
Aufmarsch durch die blockierten Straßen zu prügeln. Die Polizei nahm mindestens 16 AntifaschistInnen in 
Gewahrsam und nahm Verletzungen bei Knüppeleinsätzen in Kauf.  
ie Nazis mussten trotzdem nach etwa hundert Metern stoppen. Mit so etwas wie einem "Sitzstreik" 
versuchten sie ihre Demonstrationsroute zu "erzwingen". Mehr als Spott ernteten sie damit nicht, ihr 
katastrophaler Auftritt wurde dadurch vielmehr endgültig zum peinlichen Schmierentheater.  
Die von der Polizei vorgegebenen Richtlinien, mit denen der Nazi-Aufmarsch durchgesetzt werden sollte, 
wurde von engagierten AntifaschistInnen nicht beachtet. Das brutale Vorgehen der Polizei führte dazu, dass 
sich spontane Proteste symbolisch auch gegen die Hintermänner der Polizeistrategie entluden: Die 
Scheiben eines CDU-Büros wurden zerstört, Banken entglast und Barrikaden entzündet.  
 
Mannheim  
Gegen 19:00 Uhr versammelten sich etwa 300 AntikapitalistInnen auf dem Paradeplatz. In Redebeiträgen 
wurden die kapitalistischen Verhältnisse kritisiert. Dem allgemeinen Ruf nach mehr Arbeit bei den 
gewerkschaftlichen 1.-Mai-Feiern mit Bier und Bratwurst setzten die KundgebungsteilnehmerInnen die 
Forderung nach einem besseren Leben für alle entgegen.  
Spontan entschlossen sie sich, im Anschluss eine Demonstration durch die Mannheimer Innenstadt und den 
Stadtteil Neckarstadt durchzuführen. Das martialische Polizeiaufgebot sollte einschüchternd wirken und die 
Außenwirkung beeinträchtigen. Die DemonstrantInnen ließen sich davon nicht verängstigen und zogen 
lautstark und kämpferisch vom Paradeplatz bis zum Neuen Messplatz.  
 
Erfolgreicher antifaschistischer und revolutionärer  1. Mai  
Für die radikale Linke in der Region war der Tag wie auch in anderen Städten ein voller Erfolg. Trotz des 
riesigen Polizeiaufgebots konnte der Neustädter Nazi-Aufmarsch verhindert werden, eigene 
antikapitalistische Inhalte wurden in Mannheim erfolgreich vermittelt. Der 1. Mai bleibt ein Tag des 
antikapitalistischen Protests.  
 
02.05.2008 http://www.fr-
online.de/frankfurt_und_hessen/nachrichten/offenbac h/?em_cnt=1328173  
Foto von Hitler sorgt für Unmut 
Das Ledermuseum zeigt den Diktator im Ledermantel /  Kuratorin: Bild ist Zeitdokument 
VON WIEBKE RANNENBERG 
Ein Foto von Adolf Hitler in der neuen Ausstellung im Ledermuseum löst bei einigen Besuchern 
Diskussionen aus. Zu sehen ist Hitler mit Generalfeldmarschall Walther von Brauchitsch während einer 
Parade im Oktober 1939 in Warschau - bekleidet mit einem Ledermantel. Die Ausstellung präsentiert unter 
dem Titel "Macht Leder Lust" Lederbekleidung aus dem 20. Jahrhundert. 
"Die Nationalsozialisten haben Ledermäntel schon früh propagandistisch eingesetzt", sagt Rosita Nenno, 
stellvertretende Leiterin des Museums und Kuratorin der Ausstellung. Somit sei der Nationalsozialismus ein 
Teil der Auseinandersetzung damit, dass mit Leder auch immer Machtgebaren zum Ausdruck gebracht 
werde. "Und da gibt es keine bekanntere Figur als Hitler, für mich ist das Bild ein Zeitdokument", begründet 
die Kuratorin, wieso sie das etwa DIN A 4 große Foto in eine der Vitrinen am Anfang der Ausstellung 
platziert hat. 
Das sieht Uwe Kampmann, einer der Besucher, anders. Er hält die Präsentation "des Weltverbrechers, der 
bis heute wirkendes Unglück über fremde Menschen und das eigene Land gebracht hat", in der Ausstellung 
und im Werbe-Faltblatt für "einen groben Fehlgriff". Zumal er kommentarlos präsentiert werde. Da 
widerspricht Nenno. Zwar würden in der Bildlegende direkt nur Personen und Ort erläutert. Doch an der 
Vitrine und im Begleitheft, das jeder Besucher erhält, stehe deutlich: "Zwölf Jahre lang verbreiteten die 
Schergen des Nazi-Regimes mit ihren dunklen Ledermänteln Angst und Schrecken. Das Hitler-Porträt löst 
auch heute noch große Emotionen aus. Der Mantel steht als Synonym für Terror und Tod." Verharmlosung 
oder Verherrlichung "liegt uns fern", sagt Nenno. 
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Bild verkleinert 
Ursprünglich habe sie das Bild sogar vergrößern wollen. Doch nach ersten ablehnenden Reaktionen auf das 
Faltblatt hätten sie und ihre Kollegen sich entschlossen, "dass wir ihn klein machen". Doch das Foto an sich 
"gehört für mich in die Ausstellung", betont Nenno. Wenn sie nun aber merke, dass das Hitler-Foto immer 
mehr negative Reaktionen auslöse, "dann müssen wir das überdenken". 
Dabei ist Hitler nicht der einzige Nazi in der Ausstellung. Einige Schritte weiter ist an einer 
Schaufensterpuppe der Mantel eines Luftwaffenobersten von 1938 zu sehen, dazu ein Foto von Heinrich 
Himmler in einem solchen Mantel. Der Mantel, der sonst in der ständigen Ausstellung des Ledermuseums zu 
sehen sei, werde zwar unter der Überschrift !Helden! und Helden?" präsentiert, sagt Nenno. Doch auch hier 
werde in Erläuterungen auf die Terrorherrschaft verwiesen und erklärt, dass das Tragen von Mänteln durch 
Nazis schon während der Weimarer Republik zu sehen sei als "genau überlegte propagandistische 
Inszenierungen, denen auch die Dualität von Macht und Eros innewohnt". 
 
"Macht Leder Lust" ist zu sehen bis zum 16. Novembe r im Ledermuseum, Frankfurter Straße 86, 
Offenbach, täglich 10 bis 17 Uhr, samstags bis 22 U hr.  
 
02.05.2008 http://www.morgenweb.de/service/archiv/artikel/6503 10232.html  
Reichsadler-Tätowierung verrät Tankstellenräuber 
Mainz/Worms. Zu fünf Jahren Haft wegen schweren Raubs und Diebstahls hat die Erste Strafkammer des 
Mainzer Landgerichts jetzt einen 41-jährigen Wormser verurteilt. Der ehemalige Kreisgruppenleiter der NPD 
(bis 2006) überfiel am 5. Januar diesen Jahres bewaffnet eine Tankstelle in der Mainzer Straße. Dabei 
erbeutete er rund 1500 Euro. Weil eine Bewährungsstrafe von 19 Monaten nun widerrufen wird, muss der 
seit Jahren Heroin süchtige Mann fast sieben Jahre ins Gefängnis. Am Tattag hatte der 41-Jährige kein 
Heroin mehr und laut eigenen Angaben "höllische" Entzugsschmerzen. Auch seine 21-jährige ebenfalls 
Heroin süchtige Ehefrau, die schwanger war, litt unter Entzug. 
 
06.05.2008 http://www.main-rheiner.de/region/objekt.php3?artik el_id=3269883  
Kamera überführt tätowierten Geldräuber  
Fünf Jahre Haft für 41-jährigen ehemaligen NPD-Krei sgruppenleiter wegen Tankstellenüberfalls  
Von  Silvia Dott  
Zu fünf Jahren Haft wegen schweren Raubs und Diebstahls hat die Erste Strafkammer des Mainzer 
Landgerichts einen 41-jährigen Wormser verurteilt. Der ehemalige Kreisgruppenleiter der NPD (bis 2006) 
überfiel am 5. Januar 2008 bewaffnet eine Tankstelle in der Mainzer Straße. Dabei erbeutete er rund 1500 
Euro.  
 
Seit Jahren heroinsüchtig  
Weil eine Bewährungsstrafe von 19 Monaten nun widerrufen wird, muss der seit Jahren heroinsüchtige 
Mann fast sieben Jahre ins Gefängnis. Wenn er einen Teil seiner Haft verbüßt hat, wird er in eine 
Drogenklinik überstellt. Der kahl- rasierte Angeklagte schien resigniert bis abgestumpft. In der Haft hat er 
schon einen Selbstmordversuch unternommen. "Ich wollte mir die Pulsadern aufschneiden!"  
Am Tattag hatte der 41-Jährige kein Heroin mehr, laut eigenen Angaben höllische Entzugsschmerzen und 
seine 21-jährige ebenfalls heroinsüchtige Ehefrau beklagte sich. Die Frau war schwanger und litt unter 
Entzug. Da entschied sich der Wormser zum Überfall auf die Tankstelle. Gegen 15 Uhr betrat er den 
Kassenraum, riss die Angestellte an sich und bedrohte sie mit der Schreckschusswaffe. Voller Angst öffnete 
die 40-Jährige die Kasse, damit sich der Räuber bedienen konnte.  
Der Überfall wurde indessen von einer Überwachungskamera aufgezeichnet. Hier erkannten die Ermittler 
einen tätowierten Reichsadler im Nacken des Täters. Sofort kam man auf den über und über tätowierten Ex-
NPD-Mann. Schon neun Tage nach der Tat wurde er festgenommen. Der Kassiererin geht es bis zum 
heutigen Tag schlecht. Nach eigenen Angaben ist sie sehr schreckhaft und muss manchmal vor Kunden aus 
lauter Angst weinen.  
Ein Diebstahl geht ebenfalls auf das Konto des über 20-mal auch wegen Raubs vorbestraften Wormsers. So 
bestahl er um Weihnachten 2007 eine Freundin. Wie er berichtete, stand die Wohnungstür bei der 
abwesenden Frau offen. Der 41-Jährige besorgte sich einen Koffertrolley und räumte die Wohnung aus. Ein 
im Haus wohnender Pole habe seine Schlüssel vergessen und wahllos Türen eingetreten, schilderte der 
Angeklagte.  
 
Mehrfacher Vater  
Geld aus der Bank legte der Mann bei seiner 16-jährigen Tochter auf den Tisch mit den Worten: "Ich habe 
Geld gemacht." Neben Heroin seien auch Lebensmittel und Kleidung gekauft worden, so die Schülerin, die 
jetzt in einer Jugendeinrichtung lebt. Der Angeklagte ist seit mehr als 20 Jahren heroinabhängig und hat 
mehrere Kinder von ebenfalls süchtigen Frauen. Das jüngste Kind, ein im Januar 2008 geborener Sohn, 
musste sofort nach der Geburt in den Heroinentzug. Zurzeit ist das Baby bei Pflegeeltern untergebracht.  



Seite 18 von 22 

Die Mutter ist im Methadon-Programm und bemüht sich um eine Langzeittherapie. Erst wenn sie diese 
erfolgreich abgeschlossen hat, darf sie darauf hoffen, ihr Kind zurückzubekommen. Der Staatsanwalt drohte 
dem Wormser die endgültige Sicherungsverwahrung an. Besonders schwerwiegend fiel auf, dass der 41-
Jährige sogar in der Haft noch Heroin konsumierte.  
 
07.05.2008 http://www.main-rheiner.de/region/objekt.php3?artik el_id=3271241  
"Kein Pflaster für Neonazis"  
red. KASTEL/WIESBADEN Widerrufen will die Stadt die Genehmigung für eine Veranstaltung des NPD-
Kreisverbandes am 31. Mai im Bürgerhaus. Sein Anwalt bekam einen Anhörungsbogen zugeschickt. Eine 
Firmung in der benachbarten Sankt-Georgs-Kirche mit mehreren 100 Teilnehmern stehe dem Auftritt der 
Rechten im Wege, so Dagmar Landler-Krämer vom Amt für Soziale Arbeit. Die Stadt befürchte, dass der 
würdige Akt mit dem Mainzer Weihbischof beeinträchtigt werden könnte, wenn die NPD die Teilnehmer einer 
Gegendemonstration aufeinander träfen, die bereits angemeldet sei. Denkbar sei, dass die Stadt einen 
anderen Veranstaltungsort bieten müsse. Die NPD gehe von etwa 60 Besuchern aus. Als Redner ist Olaf 
Rose angekündigt, Mitarbeiter der NPD im sächsischen Landtag. Für Herbst oder Winter habe die NPD eine 
weitere Veranstaltung angekündigt, wie auch die Republikaner, die einen "Anti-Islamisierungs-Kongress" 
abhalten wollten.  
Er erwarte, dass die Stadt alles tue, um solche Auftritte zu zu verhindern, sagte Hartmut Bohrer (Linke Liste) 
im Ausschuss für Bürgerbeteiligung, Völkerverständigung und Integration. Wiesbaden dürfe kein Pflaster für 
Neonazis sein. Stadtrat Arno Goßmann (SPD) erwiderte, dass das Verwaltungsgericht und höhere Instanzen 
oft Widerrufs-Entscheidungen der Stadt aufgehoben hätten, zuletzt Ende März für eine NPD-Veranstaltung 
im Kostheimer Bürgerhaus. Niemand habe Interesse an Veranstaltungen der NPD. Doch die Stadt brauche 
tragfähige Gründe für ein Nein.  
 
07.05.2008 http://www.main-rheiner.de/region/objekt.php3?artik el_id=3270583  
Firmung und Weihbischof als Bollwerk  
Stadt will Genehmigung für NPD-Veranstaltung im Kas teler Bürgerhaus widerrufen  
WIESBADEN Die Stadt hatte Anfang Februar dem NPD-Kr eisverband Wiesbaden/Rheingau-Taunus 
für eine Saalveranstaltung das Bürgerhaus Kastel zu gesagt. Jetzt soll die Genehmigung widerrufen 
werden.   Von  Wolfgang Degen  
Dem Anwalt des NPD-Kreisverbandes wurde vergangene Woche ein Anhörungsbogen zugeschickt, bis zum 
15. Mai soll er Stellung nehmen: Die Stadt zieht ihre am 8. Februar erteilte Genehmigung zurück, eine 
Firmung mit mehreren hundert Teilnehmern stehe dem Auftritt der Rechten im Wege, so Dagmar Landler-
Krämer vom Amt für Soziale Arbeit. Die Feier findet in der Nähe des Bürgerhauses statt.  
Die Verantwortlichen der Stadt befürchten, dass der würdige Akt, an dem auch der Mainzer Weihbischof 
teilnimmt, beeinträchtigt werden könnte, wenn die NPD und Gegendemonstranten aufeinandertreffen. Die 
Gegendemonstration ist der Versammlungsbehörde bereits gemeldet, von bis zu 400 Teilnehmern ist die 
Rede. Denkbar ist, dass die Stadt, falls die NPD den juristischen Weg beschreitet, einen alternativen 
Veranstaltungsort bieten müsste.  
Die NPD geht in der Anmeldung ihrer Veranstaltung von etwa 60 Besuchern aus, ihnen sollen Ziele und 
Vorstellungen der Partei erläutert werden. Als Redner des Abends ist Olaf Rose angekündigt, Historiker, 
Autor und Mitarbeiter der NPD im sächsischen Landtag. "Lassen Sie sich nicht von ein paar chaotischen 
Gegendemonstranten abhalten", wirbt die NPD. Den Antrag auf Anmietung des Kasteler Bürgerhauses hatte 
die Partei bereits Ende September 2007 gestellt. Für irgendwann im Herbst oder Winter, so die 
Grobterminierung, hat die NPD eine weitere Veranstaltung angekündigt. Wie auch die Republikaner. Sie 
wollen, mit Vorliebe in Kostheim oder Kastel, ebenfalls im Spätjahr eine Veranstaltung, einen "Anti-
Islamisierungskongress", abhalten.  
Die angekündigten Aktivitäten von NPD und Republikaner werfen wieder einmal die Frage auf, wie die Stadt 
mit den - nicht verbotenen - Rechten verfahren soll. Er erwarte, dass die Stadt alles tue, um solche Auftritte 
zu verhindern, forderte jüngst Hartmut Bohrer (Linke Liste) in der Sitzung des Ausschusses für 
Bürgerbeteiligung, Völkerverständigung und Integration. Wiesbaden dürfe kein Pflaster für Neonazis sein, 
meinte Bohrer, und wenn es nach ihm geht, dann würden zunächst alle Genehmigungen erst einmal 
verweigert. Recht hin, Recht her.  
Sozialdezernent Arno Goßmann (SPD) zuvorderst erinnerte an rechtsstaatliche Prinzipien und an sattsam 
bekannte Erfahrungen der Stadt: Verwaltungsgericht wie auch der Verwaltungsgerichtshof hatten in der 
Vergangenheit Widerrufs-Entscheidungen der Stadt aufgehoben. Zuletzt Ende März, da wurde von den 
Gerichten eine NPD-Veranstaltung im Kostheimer Bürgerhaus zugestanden. "Niemand hat Interesse an 
Veranstaltungen der NPD", sagt Goßmann, "aber wir müssen auch die hohen Hürden der Rechtsprechung 
zur Kenntnis nehmen". Es brauche "tragfähige Gründe" für das Nein. So sah das die Mehrheit im 
Ausschuss. Sie bescheinigte der Verwaltung, in Sachen "rechte Veranstaltungen" die Abwicklung "bisher 
sehr ordentlich gemacht zu haben", wie Grünen-Vertreter Hubert Müller, Peter Schickel (SPD) und Stefan 
Spallek (CDU) meinen.  
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08.05.2008 http://www.main-rheiner.de/region/objekt.php3?artik el_id=3272996  
Angreifer vom Kellerweg vor Gericht  
Heute Prozessauftakt im Fall Guntersblum/Arbeitskre is plant Präventions-Aktionen  
GUNTERSBLUM/MAINZ Vor dem Mainzer Jugendschöffenger icht müssen sich ab heute drei Männer 
im Alter zwischen 22 und 29 Jahren sowie zwei Jugen dliche verantworten. Sie sollen beim Kellerweg-
Fest 2007 einen Deutsch-Ägypter und einen Sudanesen  verletzt haben.  Von  Christine Bausch  
Die Anklage lautet auf gemeinschaftliche schwere Körperverletzung. Mindestens drei der Verdächtigen 
sollen am 19. August 2007 mit den Worten "Wir machen die Neger platt" auf einen 39-jährigen 
Guntersblumer ägyptischer Abstammung und einen 26 Jahre alten Sudanesen losgegangen sein. Letzterer 
soll mit einer Weinflasche niedergeschlagen worden sein, er sei zudem gegen den Kopf getreten worden 
und habe einen Karatetritt abbekommen. Der Ägypter - ein Arbeitskollege des 26-Jährigen - wollte helfen, 
wurde dabei aber selbst mit einem abgebrochenen Flaschenhals attackiert. Er verlor einen Finger und erlitt 
mehrere Sehnenschnitte an der Hand. Die Täter sind vermutlich dem rechten Spektrum zuzuordnen, wie der 
Leitende Oberstaatsanwalt Klaus Puderbach bereits kurz nach dem Vorfall erklärt hatte.  
Hauptverdächtiger ist ein 29-jähriger gebürtiger Mainzer, der zuletzt im rheinhessischen Umland gewohnt 
hatte. Er war laut Staatsanwaltschaft bereits zuvor wegen Körperverletzung verurteilt worden. Allerdings stritt 
er zunächst ab, dass er mit einer Flasche auf sein Opfer eingeschlagen habe. Weil er zum Zeitpunkt der Tat 
unter Bewährung stand und Wiederholungsgefahr bestand, saß er in der Justizvollzugsanstalt Rohrbach in 
Wöllstein in Untersuchungshaft. Auch der zweite Verdächtige, ein 26-Jähriger, ist der Polizei als gewaltbereit 
bekannt. Er kam nach dem Vorfall unter Meldeauflagen auf freien Fuß. Beide hatten nur die Beteiligung an 
einer "Prügelei" eingeräumt.  
Ortsbürgermeister Rolf Klarner, der das in Guntersblum lebende Opfer nach der Tat besucht hatte, war 
wenig später in die Kritik geraten, weil er widersprüchliche Angaben darüber gemacht hatte, wann er von 
dem Übergriff erfahren hatte. In einer Sondersitzung des Gemeinderates entschuldigte er sich dann bei der 
Öffentlichkeit. Die Ermittlungsbehörden hatten ihrerseits Fehler in der Pressearbeit eingeräumt.  
Seither hat sich in Orts- und Verbandsgemeinde einiges getan. Es gab eine Solidaritätskundgebung am 
Julianenbrunnen, bei einer Diskussionsrunde mit dem Staatssekretär des rheinland-pfälzischen 
Innenministeriums, Roger Lewentz, diskutierten Bürger und Kommunalpolitiker über das Thema 
Rechtsextremismus. Dabei wurde jeweils auch die Zivilcourage der beiden Helfer Karl Raab und Henning 
Knaack gelobt, die den Verletzten zu Hilfe geeilt waren. "Wir haben uns intensiv mit dem Thema 
auseinandergesetzt", bekräftigte Guntersblums Bürgermeister Rolf Klarner (FWG) gestern auf AZ-Anfrage, 
dass die politisch Verantwortlichen wie angekündigt nicht zur Tagesordnung übergegangen seien. Nach 
Doppelsitzungen von Orts- und Verbandsgemeinderat sowie den beiden Haupt- und Finanzausschüssen 
Anfang der Woche werde nun ein Arbeitskreis gegründet, in dem Präventions-Aktionen zum Kellerweg-Fest 
vorbereitet würden. Wie diese genau aussehen könnten, müsse das Gremium bestimmen, in dem Vertreter 
von Verbandsgemeinde und Ortsgemeinden sowie Verantwortliche aus den Vereinen - insgesamt etwa 30 
Personen - gehören sollen.  
Klarner, der heute nicht an der Verhandlung teilnehmen kann und auch nicht geladen ist, erwartet mit 
Spannung das Urteil und Aufklärung darüber, ob das Gericht den Übergriff tatsächlich als 
fremdenfeindlichen Akt wertet.  
 
10.05.2008 http://www.main-rheiner.de/region/objekt.php3?artik el_id=3277126  
Damoklesschwert über Kostheim  
Stadt hofft auf Gericht bei geplanter Absage an NPD   
zel. WIESBADEN Noch nicht zurückgenommen hat die Stadt Wiesbaden die Vergabe des Bürgerhauses an 
die rechtsextremistische NPD für eine Veranstaltung am 31. Mai. Die Anhörung laufe, und die Stadt hoffe, 
dass ihre Argumentation auch vor Gericht Bestand habe, sagte Stadtrat Arno Goßmann (SPD). Sie 
befürchte, dass durch eine Gemengelage vor dem Bürgerhaus bei einem Aufmarsch der Rechten die Würde 
der Firmung durch dem Mainzer Weihbischof in der Sankt-Georgs-Kirche beschädigt werde.  
 
Gemengelage befürchtet  
Von der Firmung habe sie nach der Saalvergabe an die NPD erfahren und sofort ein Widerrufsverfahren 
gestartet. Er hoffe, dass sich die Stadt durchsetze, wenn die NPD vor Gericht gehen sollte, sagte Goßmann. 
Schon früher sei sie ideenreich vorgegangen, um die NPD aus den Bürgerhäusern herauszuhalten. Kastel 
und Kostheim entwickelten sich offenbar zu Schwerpunkten von rechtsextremistischen Auftritten. Die NPD 
versuche, Fuß zu fassen. Auch die Republikaner nutzten die beiden Bürgerhäuser. Aus anderen Stadtteilen 
sei ihm diese massive Präsenz nicht bekannt.  
Bei ihren Versuchen, die NPD aus den Bürgerhäusern herauszuhalten, setze die Rechtsprechung der Stadt 
jedoch Grenzen. Im Zweifel bezögen die Gerichte für das Demonstrations- und Versammlungsrecht gerade 
in abgeschlossenen Räumen Position. Es sei bedauerlich, dass die NPD nicht verboten sei. Daher 
befürworte er ein Verbotsverfahren, sagte Goßmann. Es sei inakzeptabel, dass eine Partei, die demokratie- 



Seite 20 von 22 

und fremdenfeindliche Parolen verbreite, Steuergelder in Anspruch nehmen könne. Das Wiesbadener 
Bündnis gegen Rechts, dem unter anderem die Grünen und die Linke Liste angehören, plant nach Angaben 
ihres Sprechers Georg Habs eine Gegenkundgebung.  
 
Ehrenwert und ambivalent  
Die NPD sei keine Ansammlung von "leicht schrägen Vögeln", sondern eine Gruppierung, welche die 
Demokratie und das friedliche Miteinander beschädigen wolle. Daher müssten auch Konservative und 
Liberale sowie die Kirchen und Gewerkschaften aus ihren "Schneckenhäusern" herauskommen, damit sich 
die NPD nicht festsetzen könne. Sie wolle in den Straßen und in den Dörfern Fuß fassen, um in die 
Parlamente vorzurücken. Den Kurs der Stadt gegen Rechts nannte Habs ehrenwert und ambivalent 
zugleich, da sie sonst zum Totschweigen neige.  
 
12.05.2008 “Neues von der NPD” - aus: Swing, Nr. 152  
hans christoph stoodt 
In der Ausgabe 152 des “Swing” findet sich eine aus führliche Analyse zur derzeitigen Verfassung der 
hessischen NPD. Nachdem Marcel Wöll als Landesvorsitzender abgehalftert wurde, fungiert der Frankfurter 
Stadtverordnete Jörg Krebs eher als Platzhalter auf Zeit, bis sich ein anderer Exponent des NS-völkischen 
Kameradschaftsflügels der NPD, möglicherweise Mario Matthes, als stark genug erwiesen hat, Wöll zu 
beerben. Wöll selber ist übrigens keineswegs inaktiv. Er wurde zum Beispiel mit seinem bekannten roten 
Kleinbus bei den Nazi-Mai-Demo (-versuchen) in Kaiserslautern und Neustadt gesichtet, wo er hektisch mit 
der Polizei zu telefonieren schien, als es eng für ihn wurde. Es folgt der Artikel aus “Swing”:  
Am 6. April wurde auf dem Landesparteitag der NPD in Büdingen ein neuer Landesvorstand gewählt: Der 
Frankfurter NPD-Vorsitzende Jörg Krebs löst Marcel Wöll aus Butzbach-Hochweisel als Landesvorsitzenden 
ab. Nicht nur in der antifaschistischen Bewegung hat diese Wahl Verwunderung ausgelöst, denn Krebs ist 
aufgrund seiner sozialen und politischen Inkompetenz in der NPD weitgehend isoliert. Die Wahl von Jörg 
Krebs ist aus der Not enstanden, sie ist das Ergebnis einer dünnen Personaldecke und interner Konflikte. 
Auf dem absteigenden Ast ist die NPD im Rhein-Main-Gebiet dennoch nicht. Die Probleme verlagern sich. 
Insbesondere der Kreisverband Wiesbaden/Taunus und der Kreisverband Wetterau treten immer 
selbstbewusster und aktionistischer in Erscheinung. 
Dass Wöll als Landesvorsitzender kaum mehr zu halten war, war spätestens nach der vergurkten 
Landestagswahl klar. Wöll hatte in den vergangenen Jahren hoch gepokert. Nach der faktischen Übernahme 
der hessischen NPD durch „seine“ Freien Nationalisten Rhein-Main, hatte er den Alleinherrscher gespielt 
und mit arroganten, bisweilen größenwahnsinnigen Tönen die altgedienten Funktionäre in einigen 
Kreisverbänden verprellt und politisch kaltgestellt. Es war klar, dass die „Alten“ – angeführt vom 
Wölfersheimer NPD-Vorzeige-Opa Volker Sachs – nur darauf warteten, es dem Emporkömmling Wöll 
heimzuzahlen. Sein Wahlkampf war geprägt von Selbstherrlichkeit und Selbstüberschätzung: Zunächst der 
berühmte Wahlwerbespot, in dem Marcel Wöll hoch zu Ross drei Zwerge vor dem bösen Ausbeuter schützt 
und der ihm in seiner (peinlich berührten) eigenen Szene den Spitznamen „Zwergenretter“ verschaffte. 
Großspurig angekündigte Aufmärsche in Frankfurt (Römerberg) und Offenbach gerieten zur Farce, als die 
jeweils kaum 100 Neonazis von der Polizei vor AntifaschistInnen geschützt werden mussten und von der 
Öffentlichkeit weitgehend abgeschirmt waren. Dann die vollmundige Ankündigung über 100 
Wahlveranstaltungen durchzuführen, wobei das NPD-Grüppchen nach gerade mal einem Drittel der 
Veranstaltungen aufgrund des zum Teil massiven antifaschistischen Widerstandes entnervt aufgab. Und 
schließlich das Wahlergebnis, bei dem die NPD mit 0.9% weit unter ihren Erwartungen blieb und die 
fehlende Wahlkampfkostenrückerstattung nun ein spürbares Loch in den Etat des Landesverbandes reißen 
wird. Auch die Kameraden, die in Wölls Windschatten in Ämter kamen, sind zunehmend umstritten. So zum 
Beispiel sein Adjutant Christian Müller, Vorsitzender des Ortsverbandes Butzbach, dem seit längerem 
mangelnder Einsatz für die Partei und mangelnde Identifikation mit der Partei vorgeworfen wird. 
Wöll wirkte die letzten Monate ausgebrannt. Eine zusätzliche Belastung für ihn, seine Familie und das 
gesamte „nationale Wohnprojekt“ in Hochweisel besteht zudem darin, dass die Neonazis im Stadtteil 
zunehmend isoliert werden konnten. Von einem Ende der Karriere von Marcel Wöll zu sprechen, wäre indes 
verfrüht. Es bleibt jedoch abzuwarten, ob er in der Zukunft mit neuer Kraft einen zweiten Anlauf in der NPD 
starten wird, oder ob sich seine politischen Aktivitäten verlagern – beispielsweise in die „Heimattreue 
Deutsche Jugend“ (HDJ) (siehe frühere Swing) , die sich in Butzbach mittlerweile wohleingerichtet hat und 
dort eine bedenkliche Funktionärsdichte aufweisen kann: Neben den HDJ-FunktionärInnen Josef 
Jaschkowsky und Gunhild Marx ist nun auch die Führerin der HDJ-Einheit Hessen Annika Ringmayer dort 
ansässig geworden. Zu den regelmäßigen Teilnehmern auf HDJ-Lagern in Nah und Fern zählen nahezu alle 
BewohnerInnen des Nationalen Wohnprojektes in Hochweisel. Das Osterlager 2008 der HDJ, das in 
Sachsen stattfand, wurde als „Jugendgruppe aus Butzbach-Hochweisel“ angemeldet. 
Was Jörg Krebs zum Landesvorsitzenden prädestiniert, ist schwer zu ergründen. Eine Hausmacht hat er 
nicht – in Frankfurt liegt er im Streit mit dem hiesigen Kreisverband um Mike Ertl und Christian Oswald und 
auch sein Verhältnis zum bisherigen Landesvorstand war von kühler Distanz geprägt. Die Freien 
Kameradschaften sind auch nicht sein Ding. Medienberichten, die Krebs als „Lachnummer“ und als „geistig 
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limitiert“ bezeichnen, ist zwar zuzustimmen, jedoch geben sie nur den Blick von außen in die NPD wieder. 
Innerhalb der NPD hat allzu viel Intelligenz der eigenen Karriere bislang eher geschadet als genutzt. Krebs 
ist ein Parteisoldat, ehrgeizig und weitestgehend schmerzfrei. Und er ist jemand, der mit schickem Hemd 
und auswendig gelernten Versen für die Partei durchaus vorzeigbar erscheint. Ob jedoch der 
Landesverband oder die Frankfurter NPD durch die Wahl von Jörg Krebs nun neuen Schwung erhalten 
werden, bleibt abzuwarten. 
Weitaus mehr Energie als Krebs, Wöll und der Landesverband versprühte in den vergangenen Monaten der 
NPD-Kreisverband Wetterau, der in Daniel Lachmann, Stefan Jagsch, Jan Peppel und Josephine Fröhlich 
(allesamt aus dem Raum Büdingen/Altenstadt) sehr rührige AktivistInnen hat. Fast monatlich finden in der 
Ost-Wetterau Treffen und Veranstaltungen statt, in Diskotheken wie dem „Ramba-Zamba“ in Ortenberg 
verschaffen sich die Neonazis aus dem Kreis der NPD eine kulturelle Hoheit, sind dort u.a. als Türsteher 
beschäftigt. Auch leistet die Gruppe emsig Aufbauhilfe für den reaktivierten Kreisverband Vogelsberg oder 
für die neu gegründete Ortsgruppe Bruchköbel. Kennzeichen des steigenden Selbstbewusstsein der Ost-
Wetterauer NPD ist insbesondere, dass sie die vom NPD-Bundesvorstand ausgerufene 
„Wortergreifungsstrategie“ recht konsequent versucht, umzusetzen. Mehrfach schon wurden öffentliche 
Veranstaltungen über das Thema „Extreme Rechte“ von ihnen besucht und durch ständige Wortmeldungen 
ad Absurdum geführt. 
Ähnlich offensiv agiert der neugeschaffene Kreisverband Wiesbaden/Rheingau-Taunus unter der Führung 
von Mario Matthes, dem Weilbacher Sascha Söder und dem (Neu-)Eppsteiner Timo Völkel. Dort ist es 
gelungen, radikalisierte Dorfjugendliche insbesondere aus dem Wiesbadener Hinterland (Taunusstein, 
Heidenrod) für die Partei zu gewinnen und diese mit Resten der aufgelösten „Schwarzen Division Germania“ 
zusammenzuführen. Erklärte Strategie von Matthes ist es derzeit, eine Gewöhnung an öffentliche 
Veranstaltungen durchzusetzen. Startschuss sollte die Veranstaltung im Bürgerhaus Mainz-Kostheim am 29. 
März sein, die die Neonazis gerichtlich durchsetzten und bei der es die Polizei mit Mühe schaffte, ein 
direktes Aufeinandertreffen von Antifas und Neonazis zu verhindern. Unter der Leitung von Matthes steht 
auch ein Aktionsbüro Rhein-Main-Nahe als monatlich tagendes Gremium zur Koordinierung verschiedenster 
Aktivitäten in den Regionen, Matthes Lebensgefährtin Miriam Stoffel ist führende Aktivistin eines Nationalen 
Frauenkreises Rheinhessen (NFK), der in Vergangenheit u.a. versuchte, mit Kampagnen gegen sexuellen 
Missbrauch von Kindern in die Öffentlichkeit zu gehen. 
Ansonsten tut sich im Rhein-Main-Gebiet eine neue Baustelle auf: Die sogenannten Autonomen 
Nationalisten, die durch die provokante Übernahme eines linken Lifestyles versuchen, sich einen 
sozialrevolutionären Habitus zu verschaffen. Hier ist es wiederum der Wetteraukreis, in dem sich die 
„Autonomen Nationalisten“ besonders exponieren. Hakenkreuzschmierereien in verschiedenen Orten gehen 
ebenso auf deren Konto wie eine gezielte nächtliche Sachbeschädigung an dem Auto eines Antifaschisten. 
Auffallend ist, dass dem Kreis der „Autonomen Nationalisten“ junge Männer und Frauen angehören, die in 
ihrem Alltag auf den Schulen der Wetterau zum Teil völlig unauffällig sind. Impulsgeber der „Autonomen 
Nationalisten“ waren in der Vergangenheit die Butzbacher Philipp John und Kevin Schnippkoweit, die letztes 
Jahr beide nach Jena verzogen. Zuvor war es zu einem Zerwürfnis zwischen Wöll und Schnippkoweit 
gekommen. Bereits Anfang des Jahres zog John nach Butzbach zurück und stellte sich wieder in den Dienst 
von Wöll. Zur Zeit baut er einen Versand in Butzbach auf. Auch Schnippkoweit, der als Betreiber des Video-
Projektes „Volksfront-Medien“ bereits bundesweite Bekanntheit erlangte, ist kürzlich wieder in heimatliche 
Gefilde zurückgekommen. 
Fazit: Trotz interner Streitereien, Wahlniederlagen, Prozessen etc. ist derzeit wenig Leerlauf im Getriebe der 
NPD. Mit dem Auf- und Abstieg ihrer Führungspersonen verlagern sich die Problemzonen – von Butzbach in 
die Ostwetterau, von Mainz nach Wiesbaden und ins Wiesbadener Umland. Mit der Konsolidierung der HDJ 
in Butzbach sowie dem Aufkommen der Autonomen Nationalisten wird das Spektrum facettenreicher, die 
Aktivitäten werden vielfältiger. Es gibt viel zu tun. 
 
 
13.05.2008 Auszug aus einer Mail an uns: 
Ich wollte Ihnen nur mal ein Erlebnis meiner Brüder gestern am Pfingstmontag zum 
Thema „Neonazis“ weiterleiten und vielleicht Ihr Forum zur Verbreitung dieses Erlebnisses 
nutzen. 
Sie waren mit dem Fahrrad unterwegs und in unserem „Stamm-Biergarten“ „Zum 
schwarzen Ochsen“ in Weinheim-Sulzbach eingekehrt, wo sie nicht bedient werden 
konnten, weil hinter verschlossenen Läden im inneren der Gastwirtschaft ein Treffen zum 
Gedenken von Rudolf Hess stattgefunden hat. Wir werden dieses Lokal nun meiden 
müssen, solange sich der Wirt nicht von diesen Kreisen distanziert. 
 
Wer weiß mehr über diesen Fall? 
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Wer kann über ähnliche Vorfälle berichten? 
 
Wirksame Gegenmaßnahmen können wir nur in die Wege leiten, wenn wir über 
rechtsextreme Aktivitäten Informationen erhalten. 
Alle Mitteilungen werden auf Wunsch vertraulich beh andelt. 
Informationen an margarete12@arcor.de  
 
 
14.05.2008 URL: http://www.fr-
online.de/frankfurt_und_hessen/nachrichten/darmstad t/?em_cnt=1334007  
Großes Konzert gegen Rassismus 
Stadtschülerrat will was bewegen / Preisträger von "Gesicht zeigen" 
VON SEBASTIAN WEISSGERBER 
 
Die Tür zum Büro des Stadtschülerrats liegt versteckt. Der Seiteneingang des Ludwig-Georg-Gymnasiums 
ist von Büschen zugewuchert. Der Stadtschülerrat will aus seiner Nische raus. "Wir wollen nicht abseits von 
der Basis irgendwelche Entscheidungen treffen, sondern dass die Schülervertretung aus dem Dialog der 
Schüler entsteht", sagt der stellvertretende Stadtschülersprecher Bijan Razavi. Jeder Schüler sei eingeladen, 
an den wöchentlichen Sitzungen mittwochs von 18 Uhr an teilzunehmen. 
"Viele Schülervertreter wissen nicht, was sie für Rechte haben", sagt Razavi. "Viele Schulleiter auch nicht", 
ergänzt Stadtverbindungslehrer Helmut Weick. So dürfen Schüler auch bei der Schulkonferenz 
mitbestimmen. "Da kann man schon was bewegen, aber die Schule sagt einem das nicht", erklärt Alexandra 
Miess, Delegierte der Viktoriaschule. 
Auch außerhalb der Schule engagieren sich die Schüler. Ende April übergab Razavi in Berlin an den 
Bundestag zusammen Schülervertreterin aus anderen Städten 72 500 Unterschriften für das Grundrecht auf 
Ausbildung. 
Das bleibe mehr und mehr auf der Strecke: Schultrakte, die wie an der Wilhelm-Leuschner-Schule im 
Rohbau stecken bleiben, Bücher, die auseinander fallen, Lehrstellenmangel und Studiengebühren. Für den 
9. Juni hat der Stadtschülerrat deshalb eine Podiumsdiskussion zu dem Thema organisiert, zu der 
Bundesjustizministerin Brigitte Zypries zugesagt habe. 
Mit seinem "Rock gegen Rechts" erzeugen die Schüler schon seit 2005 Aufmerksamkeit. Es ist die größte 
Veranstaltung des Stadtschülerrats. Zeitzeugen berichten über den Nationalsozialismus, Workshops 
informieren rund um Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Rechtsextremismus. Am Abend spielen Bands. 
2007 kamen rund 500 Leute. 
Für ihr Engagement verlieh die Stadt Darmstadt dem Stadtschülerrat den Preis "Gesicht zeigen". Die 
Schüler seien weit über das traditionelle Betätigungsfeld eines Schülerrates hinaus aktiv geworden, lobte 
Stadtrat Jochen Partsch. Mit dem Preisgeld von 2000 Euro kann das Abschlusskonzert von "Till we Fall" und 
"Band ohne Anspruch" dieses Jahr ohne Eintritt stattfinden. 
 
Rock gegen Rechts im Glaskasten der Hochschule, Sch öfferstraße 3, Samstag 17. Mai. Workshops 
von 15 Uhr an, Konzert um 19 Uhr.  
 
 
 
 


